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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Welche freiwilligen Beitragsleistungen hat die 
Bundesrepublik Deutschland an das VN-Pro- 
gramm UNRWA (United Nations Relief and 
Works Agency For Palestine Refugees in the Near 
East) erbracht, und nach welchem Schlüssel 
wurde die Höhe der Beiträge festgesetzt und 
überwiesen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 8. Mai 1992 

Die Bundesrepublik Deutschland hat zwischen 1970 und 1992 die in der 
anliegenden Tabelle aufgeführten freiwilligen Beiträge an UNRWA 
erbracht (vgl. auch die Beantwortung der schriftlichen Fragen des Kolle- 
gen Karl Diller durch die Bundesregierung am 14. April 1992 - Drucksache 
12/2452, S. 2 ff.). Da es sich um freiwillige Beiträge handelt, unterliegt ihre 
Festsetzung keinem Beitragsschlüssel; ihre Höhe wird vielmehr unter 
Berücksichtigung politischer und humanitärer Erwägungen festgesetzt. 


2. Abgeordneter 

Dr. Eberhard 
Brecht 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung diese Bei- 
träge in letzter Zeit reduziert hat, und welche 
Gründe haben sie zu diesem Vorgehen veran- 
laßt? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 8. Mai 1992 

Die Bundesregierung mißt der Arbeit von UNRWA hohe Bedeutung bei 
und unterstützt sie nach Kräften. Sie hat daher, wie aus der nachfolgenden 
Tabelle ersichtlich, insbesondere in den letzten Jahren ihre freiwilligen 
Beitragszahlungen an UNRWA stetig erhöht. 

Freiwilhger Beitrag der Bundesregierung 1970 - 1992 zum Hilfsprogramm 
der Vereinten Nationen für die arabischen Flüchtlinge aus Palästina 

(UNRWA) 

(in Mio. DM) 


1970 

2,0 

1982 

2,5. 

1971 

2,0 

1983 

2,35 

1972 

2,0 

1984 

2,5 

1973 

2,0 

1985 

2,5 

1974 

2,0 

1986 

2,5 

1975 

2,0 

1987 

2,35 

1976 

2,0 

1988 

2,5 

1977 

2,0 

1989 

3,0 

1978 

2,0 

1990 

3,0 

1979 

2,0 

1991 

4,0 

1980 

2,5 

1992 

4,0 

1981 

2,5 
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3. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß - wie in einem Beitrag der Inter- 
national Herald Tribüne vom 18. März 1992 zu 
lesen - Frankreich und Deutschland „auf Arbeits- 
ebene" eine Übereinkunft erzielt haben, die die 
Aufstellung eines gemeinsamen Korps und des- 
sen militärischen Einsatz auch außerhalb des 
NATO-Vertragsgebietes vorsieht? 


4. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister des Auswär- 
tigen diese Einsätze - wie die Neue Zürcher 
Zeitung vom 13. April 1992 berichtete - an ein 
formelles Mandat der Vereinten Nationen gemäß 
Kapitel VII der UNO- Charta binden will? 


5. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Welchen Umfang soll dieses Korps insgesamt 
haben, und wie viele deutsche Brigaden sollen 
daran beteiligt werden? 


6. Abgeordnete 

Katrin 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Auf welcher gesetzlichen Grundlage sollen die 
Einsätze dieses Korps nach Auffassung der Bun- 
desregierung erfolgen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 12. Mai 1992 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl und Staatspräsident Mitterrand teilten am 
14. Oktober 1991 dem Europäischen Rat mit, im Rahmen ihrer gemein- 
samen Initiative zur Stärkung der europäischen Verantwortung auf dem 
Gebiet von Sicherheit und Verteidigung die deutsch-französische militäri- 
sche Zusammenarbeit über die bestehende Brigade hinaus zu verstärken. 

Der Deutsch- Französische Verteidigungs- und Sicherheitsrat beauftragte 
in diesem Zusammenhang am 15. November 1991 die Verteidigungsmini- 
ster beider Länder, ihm bis zu seiner Frühjahrssitzung Vorschläge für die 
Aufträge, die Struktur und die Organisation des in der Initiative vom 
14. Oktober 1991 vorgesehenen Großverbandes vorzulegen, ebenso einen 
Zeitplan tür die Realisierung, die mit der Aufstellung eines gemeinsamen 
Vorbereitungsstabes beginnen soll. 

Der frühzeitigen Beteiligung anderer europäischer Partner sollte dabei 
besonderes Augenmerk geschenkt werden. 

Die Arbeiten an der Umsetzung dieses Auftrages, gemeinsam mit Frank- 
reich die planerischen Voraussetzungen für die Aufstellung eines gemein- 
samen Großverbandes als Kern für ein europäisches Korps zu schaffen, 
sind in vollem Gange. Berücksichtigung finden dabei ebenso unsere ver- 
fassungsrechtlichen Grenzen wie auch die Bestimmungen der Charta der 
Vereinten Nationen. 

Entsprechende politische Entscheidungen werden vom Deutsch-Franzö- 
sischen Verteidigungs- und Sicherheitsrat am 22. Mai 1992 erwartet. 
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Der Deutsch-Französische Verteidigungs- und Sicherheitsrat wird auch 
eine vorläufige Größenordnung für das Europäische Korps festlegen. Der 
endgültige Umfang wird weitgehend von einer zur Zeit nicht absehbaren 
substantiellen Beteiligung anderer europäischer Länder abhängen. 


7. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


In welcher Form wird zum Schuljahresbeginn 
1992/93 muttersprachlicher Unterricht in den 
Schulen in den Wohngebieten der deutschen 
Minderheit in Polen möglich sein? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 12. Mai 1992 


Das polnische Ministerium für nationale Bildung hat am 24. März 1992 
eine Verordnung über die Ausbildung für Angehörige der Minderheiten 
erlassen und damit eine innerstaatliche Rechtsgrundlage für den Unter- 
richt der Muttersprache und in der Muttersprache geschaffen. Dieser 
Unterricht ist künftig zu Beginn des Schuljahres anzubieten, wenn minde- 
stens 7 (in der Grundschule) oder 14 Schüler (in der weiterführenden 
Schule) ihn schriftlich beantragen. Die Verordnung unterscheidet u. a. die 
„Schule mit der Muttersprache als Unterrichtssprache" , in der alle Fächer 
mit Ausnahme von polnischer Sprache, Literatur und Geschichte in der 
Muttersprache unterrichtet werden, von der „zweisprachigen Schule", in 
der beide Sprachen gleichgewichtig sind. 

Mit Zustimmung der polnischen Seite ist vorgesehen, daß die Bundes- 
regierung - möglichst bereits vom Schuljahr 1992/93 an - zehn noch zu 
benennende Grundschulen, an denen muttersprachlicher Deutschunter- 
richt eingeführt werden soll, durch die Entsendung von deutschen Gast- 
lehrern unterstützt und die erforderlichen Lehrmittel bereitgestellt. Zur 
Vorbereitung des muttersprachlichen Deutschunterrichts an öffentlichen 
Schulen werden 1992 ferner für Angehörige der Minderheit angeboten: 

- Sprachkurse für 60 Hilfslehrer, 

- Sprachkurse und Fortbildungen für insgesamt 100 Kindergärtnerinnen. 

1992 soll ein zweiter Fachberater in Polen mit Zuständigkeit für Südwest- 
polen eingerichtet werden, um den Deutschunterricht an den Schulen die- 
ser Region, die den Schwerpunkt der Siedlungsgebiete der deutschen 
Minderheit bildet, zu begleiten und zu fördern. Jetzt kommt es darauf an, 
daß die Angehörigen der Minderheit selbst aktiv werden, die gebotenen 
Möglichkeiten nutzen und die erforderlichen Anträge stellen. 


8. Abgeordneter 
Hartmut 
Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche gemeinsamen Maßnahmen von deut- 
scher amtlicher und privater Seite einerseits und 
von amthcher und privater Seite in den Ländern 
Ostmittel-, Ost- und Südosteuropas andererseits 
zur Erforschung, Pflege und Erhaltung des deut- 
schen kulturellen und geschichtlichen Erbes in 
Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa sind der 
Bundesregierung bekannt, und in welcher Weise 
fördert die Bundesregierung derartige Projekte? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 13. Mai 1992 


Der Bundesregierung liegt zur Zeit eine Reihe von Anträgen überwiegend 
von seiten privater deutscher und ausländischer Träger vor, die auf die 
Durchführung von Maßnahmen zur Erforschung, Pflege und Erhaltung 
des deutschen kulturellen und geschichtlichen Erbes in den Ländern Ost- 
mittel-, Ost- und Südosteuropas gerichtet sind und die in gegenseitiger 
Abstimmung von den zuständigen deutschen Stellen mit Priorität bearbei- 
tet werden. 

Für diese Aufgabe stehen folgende Mittel zur Verfügung: 

Der Bundesminister des Innern hat seit 1991 2 Mio. DM in den Haushalt 
eingestellt. Mit diesen Mitteln soll es ermöglicht werden, die über Jahr- 
hunderte gewachsene deutsche Kultur in ihrer regionalen Besonderheit 
durch kulturelle Begegnungen mit der dort lebenden deutschen und 
nichtdeutschen Bevölkerung zu erhalten, zu pflegen und zu entwickeln 
sowie geschichtliche Zusammenhänge zu vertiefen. 1991 wurde bereits 
eine Vielzahl entsprechender Maßnahmen gefördert. Die Unterstützung 
wird 1992 im Rahmen des o. g. Haushaltsansatzes fortgesetzt. 

Ferner stehen dem Bundesminister des Innern erstmals im Haushaltsjahr 
1992 5 Mio. DM für „Hilfen zur Sicherung und Erhaltung deutschen 

Kulturguts in den historischen Siedlungsgebieten Ostmittel-, Ost- und 
Südosteuropas" zur Verfügung. 

Die Ausgaben sind veranschlagt zur Sicherung von bibliothekarischen 
und archivarischen Beständen sowie zur Erhaltung sonstigen deutschen 
Kulturguts. Die Mittel dienen insbesondere der Substanzerhaltung und 
dem Wiederaufbau von unbeweglichen deutschen Kulturdenkmälern 
sowie der Verfilmung, Restaurierung oder sonstigen Sicherung von 
Archiv- und Bibliotheksgut. 

Außerdem verfügt das Auswärtige Amt für die „Kulturelle Zusammenar- 
beit mit Entwicklungsländern und Bewahrung des deutschen kulturellen 
Erbes im Ausland" über 4,05 Mio. DM. Diese Mittel konnten bis zum Jahre 
1991 ausschließlich in Entwicklungsländern eingesetzt werden. Nachdem 
für das Haushaltsjahr 1992 die Zweckbestimmung erweitert wurde, sind 
sie nunmehr weltweit, also auch in den o. g. Regionen, verwendbar. 

Für Polen kann zur Lösung dieser Aufgabe die Stiftung für deutsch-polni- 
sche Zusammenarbeit herangezogen werden. Zweck der Stiftung ist die 
finanzielle Unterstützung von Projekten auf dem Gebiet der Republik 
Polen, die in deutsch-polnischem Interesse liegen. Grundlagen für die 
Tätigkeit sind die Gemeinsame Erklärung des Ministerpräsidenten der 
Republik Polen und des Bundeskanzlers der Bundesrepublik Deutschland 
vom 14. November 1989 sowie das Abkommen zwischen der Regierung 
der Republik Polen und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
über den 1975 gewährten Finanzkredit, unterzeichnet am 7. November 
1990 in Warschau. 

Aus Mitteln der Stiftung sollen u. a. auch die Restaurierung und Erhaltung 
von Kulturdenkmälern von europäischer historischer Bedeutung sowie die 
Errichtung, der Ausbau und die Erhaltung von Gedenkstätten unterstützt 
werden. Über die Vergabe von Zuschüssen entscheidet der paritätisch mit 
deutschen und polnischen Mitgliedern besetzte Vorstand der Stiftung. 
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9. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kübler 


(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussich- 
ten für die Durchführung des Westsahara-Refe- 
rendums, und wie beurteilt die Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang die Rolle Marokkos? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 13. Mai 1992 

Der mit dem Inkrafttreten des Waffenstillstands am 6, September 1991 
angelaufene und auf insgesamt 26 Wochen ausgelegte Zeitplan für die 
Durchführung des zwischen den Vereinten Nationen sowie Marokko und 
der Polisario vereinbarten Referendums konnte nicht eingehalten werden. 

Die Verzögerung beruht auf Meinungsverschiedenheiten der Konfliktpar- 
teien über den Kreis der Teilnehmer am Referendum, die bis heute nicht 
beigelegt werden konnten und eine abschließende Wähleridentifikation 
nicht ermöglichten. 

Am 10. Dezember 1991 unterbreitete der damalige VN- Generalsekretär 
Perez de Cuellar in einem Zwischenbericht über die Umsetzung des Frie- 
densplans einige Vorschläge zur Bestimmung der Teilnehmer am Refe- 
rendum. Diese Vorschläge wurden jedoch bisher weder von Marokko 
noch von der Polisario akzeptiert. In einem weiteren Bericht des neuer- 
nannten VN-Generalsekretärs Butros Ghali vom 28. Februar 1992 wurde 
ein Zeitraum von drei Monaten (d. h. bis Ende Mai 1992) für weitere 
Bemühungen gesetzt, die Hindernisse bei der Verwirklichung des ur- 
sprünghchen Friedensplanes auszuräumen. In dem Bericht wurde festge- 
stellt, daß man eventuell über alternative Lösungsmöglichkeiten nach- 
denken müsse. Es ist bislang nicht deutlich geworden, welcher neue 
Lösungsansatz dem VN-Generalsekretär vorschwebt. 

Auch über die Ergebnisse der Gespräche, die der neue VN- Sonderbeauf- 
tragte für die Westsahara Yaqub Khan im April 1992 in der Region mit den 
Konfhktparteien führte, ist bisher nichts bekanntgeworden. Eine verläß- 
hche Aussage über den Fortgang des Referendums ist zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt daher kaum möglich. 

Ausgelöst wurden die Unstimmigkeiten über die Referendumsteilnahme 
durch die Bemühungen Marokkos, den Kreis der Teilnehmer, der ursprüng- 
lich auf die vom spanischen Zensus von 1974 erfaßten 70000 Sahraouis 
beschränkt war, zu erweitern. Marokko legte im Juli 1991 zwei Listen mit 
weiteren 120000 zu berücksichtigenden Namen vor. Die VN wiesen diese 
Listen mit dem Hinweis zurück, bisher nicht erfaßte Personen müßten sich 
individuell registrieren lassen. Darüber hinaus führt Marokko zur Zeit eine 
Umsiedlungsaktion von als ehemahge Sahraouis bezeichneten Personen 
von Marokko in die Westsahara durch. 

Die bisherige Verzögerung der Umsetzung des Friedensplanes kann 
jedoch nicht ausschließlich Marokko zur Last gelegt werden. Auch die VN 
haben eingeräumt, daß bei der Vorbereitung des Friedensplanes die Kom- 
pliziertheit des Identifizierungsprozesses nicht ausreichend gewürdigt 
wurde und entsprechende Versäumnisse in der Vorbereitungsphase nun- 
mehr zu Verzögerungen führten. 


10. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
{fraktionslos) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, gegen Polen 
wegen Vertreibungsschäden Maßnahmen fried- 
licher Streitbeilegung oder Retorsionsmaßnah- 
men einzuleiten - und wenn ja, zu welchem Zeit- 
punkt nachdem Polen seit Jahrzehnten jede 
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Wiedergutmachung für die totalen, von funda- 
mentalen Verletzungen der Menschenwürde 
begleiteten Eigentumskonfiskationen und Schä- 
den an Leib und Leben gegenüber Millionen 
deutscher Staatsangehöriger verweigert, obwohl 
deutscherseits wiederholt von Verfassungs 
wegen die - mit dem völkerrechtlichen Delikt- 
recht nicht kollidierenden - Forderungen im Rah- 
men diplomatischen Schutzes erhoben wurden? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 8. Mai 1992 

In Übereinstimmung mit ihrer bekannten Haltung zu den in Ihrer Frage 
erwähnten Eigentumskonfiskationen und der gewaltsamen Vertreibung 
vieler Deutscher aus ihrer angestammten Heimat hat die Bundesregie- 
rung dafür Sorge getragen, daß vermögensrechtliche Ansprüche Deut- 
scher im Zusammenhang mit dem Abschluß des deutsch-polnischen 
Nachbarschaftsvertrags offengehalten wurden. Was die friedliche Streit- 
beilegung angeht, so fehlen für eine Befassung des Internationalen 
Gerichtshofs in Den Haag die verfahrensmäßigen Voraussetzungen. Die 
Ihnen in dieser Angelegenheit von Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
am 13. Februar 1992 gegebene Antwort behält ihre Gültigkeit. Retorsions- 
maßnahmen würden der Grundorientierung des Nachbarschaf tsvertrags, 
nämlich der Verständigung, Versöhnung und zukunftsgerichteten Gestal- 
tung des deutsch-polnischen Verhältnisses nicht entsprechen. 


11. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
{fraktionslos) 


Zerstört nicht - nach Auffassung der Bundes- 
regierung - ein Hinweis auf eine mögliche Ver- 
schlechterung der deutsch-polnischen Beziehun- 
gen durch Wiedergutmachungsforderungen jede 
Verantwortlichkeit für gravierendes völkerrecht- 
liches Unrecht gegenüber Millionen deutscher 
Staatsangehöriger, das mit schwerster Verlet- 
zung der Menschenwürde verbunden ist; und 
verbietet nicht die Schutzpflicht angesichts der 
grausamen Begleitumstände jeden deutschen 
Verzicht auf Retorsionen oder andere dem allge- 
meinen Völkerrecht konforme Maßnahmen? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 8. Mai 1992 

Das deutsch-polnische Vertragswerk, insbesondere der Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über die Bestäti- 
tung der zwischen ihnen bestehenden Grenze, enthält ein deutliches 
Bekenntnis zum Leid durch Verlust der Heimat aufgrund von Vertreibung. 
Zur Frage der Retorsionen verweise ich auf die Antwort zu Frage 10. 


12. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den in den 
Medien als überzogenen Luxus kritisierten 
Ankauf einer Immobihe für 20 Mio. DM für den 
Botschafter der Bundesrepublik Deutschland bei 
den Vereinten Nationen? 
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Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 8. Mai 1992 

In den vergangenen Wochen haben sich zahlreiche deutsche Zeitungen 
mit dem Neuerwerb eines Residenzgebäudes für den Botschafter der Bun- 
desrepublik Deutschland bei den Vereinten Nationen befaßt. Leider ist 
dies in einem Tenor geschehen, der zu Mißverständnissen und Empörung 
bei manchen Lesern geführt hat. 

Richtig ist der in den Meldungen genannte Kaufpreis von 12 Mio. US-Dol- 
lar. Nicht erwähnt wird allerdings, daß dieser Preis dem New Yorker 
Markt entsprach und daß beim Kauf alle durch unser Haushaltsverfahren 
vorgegebenen demokratischen Kontrollen genauestens beachtet wurden. 
Bei dem Objekt handelt es sich auch nicht um überzogenen Luxus. 

Das 1985 für 4,8 Mio. US-Dollar umfassend renovierte sechsgeschossige 
Gebäude (Baujahr 1939) liegt in bester Wohnlage in Manhattan. Die Fas- 
sade steht unter Denkmalschutz. 

Der Erwerb einer neuen Residenz für unsere VN-Vertrötung war notwen- 
dig und dringlich, da die alte Residenz wegen ihres schlechten Gesamtzu- 
standes für die Unterbringung nicht mehr geeignet war. 

Für unsere VN-Vertretung in New York gelten besondere Maßstäbe, die 
u. a. durch den internationalen Vergleich mit anderen Staaten vorgegeben 
sind. Die Residenz in New York steht dem Bundeskanzler und anderen 
Kabine ttsmitgliedßrn bei ihren regelmäßigen Aufenthalten zur Kontakt- 
pflege zur Verfügung. Somit dient sie keineswegs allein der Unterbrin- 
gung des Missionschefs, sondern der ständigen Repräsentation der Bun- 
desrepublik Deutschland. Übrigens muß der Botschafter für den privaten 
Wohnteil der Residenz selbstverständlich den Mietwert zahlen. 

Der Erwerb war das Ergebnis harter Kaufverhandlungen mit dem Verkäu- 
fer, der ursprünglich einen höheren Verkaufspreis von 16 Mio. US-Dollar 
forderte, und der Überprüfung von 42 Vergleichsobjekten (mit Kaufpreis- 
forderungen bis zu 19,5 Mio. US-Dollar), die gleichzeitig auf dem Markt 
waren. Aus der Angebotsfülle ging nach einer Wertschätzung auf Grund 
eines Gutachtens der Bundesbaudirektion das später gekaufte Haus als 
dasjenige hervor, bei dem die Kosten-Nutzen-Relation unter Berücksichti- 
gung des New Yorker Marktes am günstigsten war. 

Das Gebäude ist uns in einem sehr guten Zustand übergeben worden. Der 
Verkäufer beließ im Hause kostenfrei wertvolle Einrichtungsgegenstände 
und eine aufwendige Alarmanlage. Nach dem bereits erwähnten Gutach- 
ten lag der ermittelte Verkehrswert des Hauses sogar 500 000 US-Dollar 
über dem von uns bezahlten Kaufpreis. 

Der Bundesminister der Finanzen und der Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau haben dem Ankauf zugestimmt. Die 
Erwerbsabsicht wurde den Berichterstattern des Haushaltsausschusses 
des Deutschen Bundestages für den Einzelplan 05 im Berichterstatter- 
gespräch zum Haushalt 1991 vorgetragen. 


13. Abgeordneter 

Helmut 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Besteht zwischen dem Heiligen Stuhl und der 
Bundesrepublik Deutschland im Hinblick auf die 
neuen Diözeseanordnungen in Polen und in 
Deutschland Einvernehmen über den territoria- 
len Geltungsbereich des Reichskonkordats vom 
20. Juli 1933, und wenn ja, welche Territorien 
erfaßt das Reichskonkordat? 
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Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 12. Mai 1992 


Nach Artikel 29 des Wiener Übereinkommens vom 23. Mai 1969 über das 
Recht der Verträge, dem sowohl die Bundesrepubhk Deutschland wie der 
Heilige Stuhl als Vertragspartner angehören, bindet ein Vertrag jede Ver- 
tragspartei grundsätzlich hinsichtlich ihres gesamten jeweiligen Hoheits- 
gebiets. Diese Bestimmung hat den völkergewohnheitsrechthch aner- 
kannten Grundsatz der beweghchen Vertragsgrenzen kodifiziert. 

Spätestens mit Inkrafttreten des Vertrags vom 12. September 1990 über 
die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland und des deutsch- 
polnischen Grenzvertrags vom 14. November 1990 sind die Gebiete östlich 
von Oder und Neiße endgültig aus dem Geltungsbereich des Reichskon- 
kordats vom 20. Juli 1933 ausgeschieden. Hierüber besteht zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Heiligen Stuhl Einvernehmen. 


14. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Gibt es außerhalb der Bundesrepublik Deutsch- 
land deutsche Schulen, die mit Förderung durch 
das Sitzland existieren und die der im baden- 
württembergischen Saulgau eingerichteten japa- 
nischen Privatschule vergleichbar sind? 


Antwort des Staatsministers Helmut Schäfer 
vom 8. Mai 1992 


Es gibt deutsche Schulen im Ausland, die neben unserer Förderung auch 
durch das Gastland unterstützt werden. Hierzu zählen unter anderem die 
deutschen Schulen im südlichen Afrika, die deutschen Schulen in Helsinki 
und Stockholm sowie einige deutsche Schulen in Südamerika, Da diese 
Schulen jedoch überwiegend der schulischen Versorgung von Landeskin- 
dern dienen, sind sie nicht uneingeschränkt mit der japanischen Schule 
Saulgau vergleichbar, die nach Kenntnis der Bundesregierung ausschließ- 
lich von japanischen Kindern besucht wird. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, daß die Stadt Yokohama dem Träger 
der Deutschen Schule Tokyo Yokohama für den Neubau der Schule ein 
preisgünstiges Grundstück zur Verfügung gestellt hat. Ob darüber hinaus 
auch ein Zuschuß der japanischen Seite zu den laufenden Kosten möglich 
ist, wird derzeit vom Schulträger und von der deutschen Botschaft in 
Tokyo geprüft. 


15. Abgeordneter 
Konrad 
Weiß 
(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird die Tatsache, daß nach Angaben des Deut- 
schen Komitees für UNICEF weltweit allein vier 
Milhonen Kinder in den Entwicklungsländern an 
Durchfallerkrankungen, die durch Umweltver- 
schmutzungen, wie z. B. verseuchtes Trinkwas- 
ser, verursacht werden, sterben, bei der Haus- 
haltsberatung für den Einzelplan 23 für das Jahr 
1993 berücksichtigt, und kommt es dementspre- 
chend zu einer Aufstockung des Titels 68610 
„Weltkinderhilfswerk der Vereinten Nationen - 
UNICEF-"? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 13. Mai 1992 

Aus Kapitel 2302 Titel 68632 leistet die Bundesregierung zweckgebun- 
dene Beiträge an die Vereinten Nationen, ihre Sonderorganisationen und 
andere internationale Einrichtungen. Diese zweckgebundenen Beiträge 
dienen zur Finanzierung von Projekten oder Programmen, sogenannten 
Funds in Trust- Projekten. Auch UNIGEF-Vorhaben werden regelmäßig 
aus diesem Haushaltstitel gefördert. Neben der Fortsetzung laufender 
Projekte ist für 1992 die Finanzierung eines Neu- Projekts für ein Basis- 
gesundheitssystem im Süd- Sudan mit einer Gesamtfinanzierung in Höhe 
von 3,5 Mio. DM vorgesehen. Dieses Programm ist auch geeignet, die Ent- 
stehung von Durchfallerkrankungen durch verseuchtes Grundwasser zu 
verhindern oder zur Heilung von Durchfallerkrankungen bei Kindern bei- 
zutragen. 

Auch bei der Haushaltsaufstellung 1993 wird der hier an gesprochene 
Sachverhalt erörtert werden. 

Aus Kapitel 0502 Titel 68610 werden im laufenden Jahr 19 Mio. DM als 
freiwilliger Regelbeitrag der Bundesrepublik Deutschland zum allgemei- 
nen Haushalt an UNICEF überwiesen. Für 1993 wird die Bundesregierung 
dem Parlament eine Erhöhung dieses Betrages um 1 Mio. DM auf 20 Mio. 
DM Vorschlägen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


16. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
{fraktionslos) 


Sind von den im polnischen Machtbereich einge- 
setzten Mitteln des Jahres 1991, die nach dem 
Bundeshaushaltsgesetz für Deutsche bestimmt 
waren, 18 Mio. DM an polnische - nicht immer 
deutschfreundliche - Dekanate zur Verteilung 
gegeben worden, und sind aus diesen Mitteln 
auch teure medizinische Großapparate aus den 
nicht billigsten Einkaufsquellen, z. T. mehrmals, 
an staatliche und kommunale Krankenhäuser in 
Oberschlesien geliefert worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 8. Mai 1992 

Der Bundesminister des Innern initüerte 1991 ein groß angelegtes medizi- 
nisches Soforthilfeprogramm, um die medizinische Versorgung der in 
Oberschlesien lebenden Bevölkerung zu verbessern. Mit der Durchfüh- 
rung dieser Hilfen beauftragte er den Deutschen Caritas- Verband und 
stellte hierfür insgesamt etwa 8,5 Mio. DM zur Verfügung. 

Es wurden medizinische Verbrauchsmaterialien bereitgestellt und medi- 
zinisch-technische Geräte beschafft. Empfänger der Hilfen waren sieben 
größere Krankenhäuser, 30 Landkrankenhäuser sowie 206 Dispensarien 
in Oberschlesien. 
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Der Deutsche Caritas -Verb and hat als Zuwendungsempfänger die unmit- 
telbare Belieferung der einzelnen Krankeneinrichtungen sichergestellt. 
Die Beschaffung der Hilfsmittel erfolgte zu günstigen Konditionen. Dop- 
pellieferungen medizinisch-technischer Geräte sind nicht bekannt. 

Die medizinischen Hilfen sind in Regionen mit einem hohen Anteil deut- 
scher Bevölkerung geleistet worden. Durch eine Nutzung der Materialien 
und Geräte in Öffentlichen Krankeneinrichtungen kommen sie sowohl 
deutschen Patienten als auch deren kranken polnischen Nachbarn 
zugute. 

Die damit bewirkte Verbesserung der medizinischen Versorgung in die- 
sen Regionen insgesamt war beabsichtigt und entspricht Sinn und Zweck 
des deutsch-polnischen Vertrages über gute Nachbarschaft und freund- 
schaftliche Zusammenarbeit. Die Ausgrenzung eines Bevölkerungsteils 
bei der Lösung gemeinsamer Probleme würde dem Grundgedanken 
dieses Vertragswerks nicht gerecht und stünde einer dauerhaften Verbes- 
serung des deutsch-polnischen Verhältnisses entgegen. 


17. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Wird von den Mittlerorganisationen - und wenn 
ja, wie - gegenüber dem Bundesminister des 
Innern nachgewiesen, daß die Mittel für die 
„Unterstützung von Deutschen in den Aussied- 
lungsgebieten" (Kapitel 0640 Titel 68401) über- 
wiegend Deutschen zugute kommen, oder wer- 
den die für die ehern. Sowjetunion, aber auch für 
den polnischen Machtbereich, bestimmten Mittel 
z. T. an örtliche nichtdeutsche Institutionen 
weitergegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 8. Mai 1992 


Die Mittel zur „Unterstützung von Deutschen in den Aussiedlungsgebie- 
ten" (Einzelplan 06 Kapitel 06 40 Titel 684 01) setzt der Bundesminister des 
Innern zur Förderung konkreter Projekte im gemeinschaftsfördernden, 
sozialen, wirtschafts- und landwirtschaftsbezogenen Bereich ein. Dabei 
bedient er sich verschiedener inländischer Mittlerorganisationen als 
Zuwendungsempfänger. Diese arbeiten in den Siedlungsgebieten der 
Deutschen mit deren örtlichen und überörtlichen Interessenvertretungen 
zusammen. 

Die Hilfsmaßnahmen richten sich nach den Wünschen der Betroffenen 
und sind darauf ausgelegt, den Deutschen eine Perspektive zum Verblei- 
ben in der angestammten Heimat zu vermitteln. Die Hilfen werden mit den 
zuständigen Stellen vor Ort abgestimmt und kommen zugleich auch den 
nichtdeutschen Nachbarn zugute. Infolgedessen wird bei der Umsetzung 
der Projekte nicht ausschließlich mit deutschen Institutionen zusammen- 
gearbeitet. 

Die konkrete Verwendung der Mittel stimmen die Mittlerorganisationen 
im Vorfeld und während der Umsetzung der Projekte laufend mit der Bun- 
desregierung ab. Ein Nachweis über die Verwendung der Mittel ist von 
den Zuwendungsempfängern im übrigen jeweils nach den Bestimmun- 
gen des Haushaltsrechts vorzulegen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


18. Abgeordneter 
Horst 
Gibtner 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Umfang die Regelung des § 3 a Vermögensgesetz 
Anwendung findet, der zufolge im Gebiet der 
neuen Bundesländer ausnahmsweise Investi- 
tionen vor Rückgabe erfolgen sollen, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die 
Anwendungsakzeptanz dieser Vorschrift zu ver- 
größern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 7. Mai 1992 

1. § 3a Vermögensgesetz (sog. Vorfahrtregelung) ermöglicht die Ver- 
äußerung, Vermietung oder Verpachtung eines ehemals volkseigenen 
Grundstücks, Gebäudes oder Unternehmens an einen Investor, ohne 
daß die Verfügungs- und Genehmigungssperre durch die Anmeldung 
eines Anspruchs auf Rückgabe beachtet werden muß. Die Vorschrift 
richtet sich an öffentlich-rechtliche Gebietskörperschaften und die 
Treuhandanstalt. Die Regelung des § 3 a Vermögensgesetz wird 
ergänzt durch das Investitionsgesetz, das den Gebietskörperschaften 
weitere Investitionsformen öffnet und besondere Investitionen der 
Treuhandunternehmen abdeckt. 

a) Lediglich für die von der Treuhandanstalt durchgeführten Verfahren 
nach § 3 a Vermögensgesetz sind Zahlen bekannt. 

Es ergibt sich am 31. März folgender Sachstand: 


Zentrale: 

Anträge 369 

Stattgaben 176 

Ablehnungen 12 

Anderweitige Erledigungen 90 

Niederlassungen (geschätzt): 

je Niederlassung insgesamt 

Anträge 60 900 

Erledigungen 40 600 


Die Anzahl der Anträge je Niederlassung variiert stark. In Berlin, 
Leipzig und Dresden wurden relativ viele Anträge gestellt, in den 
ländlichen Gebieten dagegen deutlich weniger. 

Insgesamt dürften damit ca. 800 Verfahren gemäß § 3a Vermögens- 
gesetz erledigt worden sein. 

b) Für die von den Gebietskörperschaften durchgeführten Verfahren 
nach § 3a Vermögensgesetz und die Verfahren nach dem Investi- 
tionsgesetz liegen keine Zahlen vor. 

2. Zur Vergrößerung der Anwendungsakzeptanz 

a) Der Bundesminister der Justiz hat eine Broschüre mit dem Titel 
„Vorfahrt für Investitionen — Wie funktioniert das?" und speziell zur 
Unterstützung der Rechtsanwender Empfehlungen zur Anwendung 
des § 3a Vermögensgesetz und des Investitionsgesetzes herausge- 
geben, die Musterakten, Formularvorschläge und andere Entschei- 
dungshilfen enthalten. Für den Unternehmensbereich liegt ebenfalls 
ein Leitfaden vor. 
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b) Die Vorfahrtregelungen sollen durch den vorgelegten Entwurf eines 
Zweiten Vermögensrechtsänderungsgesetzes weiter verbessert 
werden. Durch ein einheitliches Investitionsvorranggesetz sollen die 
verschiedenen Vorfahrtregelungen für Immobilien und Unterneh- 
men zusammengefaßt werden. Die Verfahren sollen insgesamt ver- 
einfacht, gestrafft und beschleunigt werden. Der Gesetzestext soll 
für die Anwendung in der Praxis, insbesondere für die Verwaltung in 
den neuen Bundesländern, leichter lesbar und damit besser hand- 
habbar gemacht werden. 

c) Die Broschüre und die Anwendungsempfehlungen werden im 
Lichte der Novelle überarbeitet werden. Sie sollen durch Schu- 
lungsskripten ergänzt werden, die als Grundlage für Schulungs- 
veranstaltungen dienen. 


Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge, 
zur Verbesserung der Akzeptanz dieser Rege- 
lung bei den kommunalen Entscheidungsträgern 
bundes- oder landesrechtliche Staatshaftungs- 
vorschriften unter Freistellung der Entschei- 
dungsträger von Regreßansprüchen für den Fall 
zu schaffen, daß Investitionsvorrangentscheidun- 
gen nach bestem Wissen und Gewissen dennoch 
falsch getroffen worden sind, oder hält sie beste- 
hende Vorschriften, ggf. welche, konkret für 
geeignet, diesen Zweck zu erfüllen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 7. Mai 1992 

Die Bearbeitung von Entscheidungen nach § 3 a Vermögensgesetz ist eine 
hoheitliche Tätigkeit, auf die die allgemeinen Haftungsregelungen des 
öffentlichen Dienstrechts Anwendung finden. Danach bemißt sich auch 
die Haftung der mit der Bearbeitung befaßten Bediensteten. Sie können 
einem Regreßanspruch nur bei grob fahrlässigem oder vorsätzlichem 
Handeln ausgesetzt sein. Soweit der Staat unmittelbar haftet, muß er sich 
bei seiner Rückgriffsentscheidung von den Grundsätzen der Fürsorge- 
pflicht leiten lassen. Ein Rückgriff kommt danach erst in Betracht, wenn 
der Dienstherr die gebotenen Einwände gegen das Schadensersatzbegeh- 
ren erhoben hat. Eine Haftung tritt nicht ein, wenn der Betroffene den 
möglichen Schaden durch ein Rechtsmittel abwenden konnte, was in aller 
Regel der Fall sein wird. Sie greift auch nur, wenn der Bedienstete Anträge 
ohne ausreichenden Grund nicht bescheidet oder bei der Erteilung von 
Bescheinigungen seinen Ermessens- und Beurteilungsspielraum verletzt, 
also Verfahrensvorschriften nicht beachtet oder sachwidrige Maßstäbe 
angelegt hat. Auch muß der Betroffene nachweisen, daß die Bescheini- 
gung bei anderer Verfahrensweise nicht erteilt worden wäre. Dies ist nicht 
anzunehmen, wenn ein Gericht der Auffassung des Bediensteten gefolgt 
ist, mag auch die Entscheidung später aufgehoben werden. 

Die Gefahr für einen handelnden Bediensteten, in Regreß genommen zu 
werden, ist daher gering. Um eine vor allem psychologisch bedingte 
Entscheidungshemmung insbesondere in schwierigen oder komplexen 
Fällen zu überwinden, hält die Bundesregierung eine zeitlich begrenzte 
darüber hinausgehende Haftungsfreistellung der Kommunen für zweck- 
mäßig. Eine solche Regelung besteht bereits im Freistaat Sachsen. Sie 
bezieht sich auch auf fahrlässiges und grob fahrlässiges Verhalten der 
Bediensteten. Der Bundeskanzler hat in seinem 9-Punkte-Programm zur 
beschleunigten Klärung der offenen Vermögensfragen vom 13. März 1992 
den Erlaß entsprechender Regelungen für die Vermögensämter angeregt. 


19. Abgeordneter 
Horst 
Gibtner 

(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


20, Abgeordneter 

Arne 

Börnsen 

(Ritterhude) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung bei ihrer 
Finanzpolitik von einem Zuwachs des normalen 
Bruttosozialprodukts bis 1996 von jährlich 
rd. 6,5 V. H. ausgeht, und in welchem Umfang 
würden bei dieser Annahme die Steuereinnah- 
men in den einzelnen Jahren bis 1996 ansteigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 13. Mai 1992 

Die Eckwerte der Bundesregierung für die gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklung zur Steuerschätzung vom 11. bis 14. Mai 1992 gehen von einer 
Zunahme des nominalen BSP für Deutschland insgesamt von rd. 7 v. H. im 
Zeitraum 1991 bis 1996 aus. 

Die Ergebnisse der Steuerschätzung werden im Anschluß an die Sitzung 
in einer Pressemitteilung des BMF veröffentlicht. 


21. Abgeordneter 

Dr. Konrad 
Eimer 

(SPD) 


Folgt die Bundesregierung der verschiedentlich 
geäußerten Auffassung, daß die Betriebsmittel- 
und Liquiditätskredite der Treuhandanstalt 
großenteils unkontrollierte Lohnsubventionen 
darstellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 11. Mai 1992 

Die Bundesregierung kann sich der Auffassung nicht anschließen, daß die 
Betriebsmittel- und Liquiditätskredite der Treuhandanstalt (THA) für ihre 
Beteiligungsunternehmen größtenteils unkontrollierte Lohnsubventionen 
darstellen. Der beschäftigungspolitisch teilweise dramatische Anpas- 
sungsprozeß in den THA-Unternehmen, den die THA durch das Zweckzu- 
wendungsprogramm zur Sozialplanfinanzierung abfedern mußte, macht 
deutlich, daß die THA nicht gewillt ist, unkontrollierte Lohnsubventionen 
zu gewähren. 


22. Abgeordneter Wie definiert die Bundesregierung und wie die 

Dr. Konrad Treuhandanstalt den Begriff „aktive Sanierung"? 

Eimer 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 11. Mai 1992 

Bundesregierung und THA verstehen unter aktiver Sanierung die zielge- 
richtete Eigenkapitalausstattung ihrer Unternehmen im Zuge der Feststel- 
lung der DM-Eröffnungsbilanzen (u. a. über die Entschuldung der Alt- 
kredite) sowie einen ganzen Komplex von Maßnahmen zur Unterstützung 
der THA-Unternehmen auf der Grundlage geprüfter Unternehmenskon- 
zepte, wie z. B. Beratung von THA-Unternehmen bei der Erarbeitung 
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ihrer Unternehmenskonzepte, Begleitung von Ration alisierungs- und 
Modernisierungsinvestitionen, Übernahme von Ausbildungsleistungen, 
Zweckzuwendungen für Sozialplankosten bei der notwendigen Anpas- 
sung der Beschäftigtenstände, Managementhilfen sowie nicht zuletzt 
auch die Gewährung von Krediten und Bürgschaften zur Finanzierung der 
Sanierungs- und Umstrukturierungsmaßnahmen. 


23. Abgeordneter 

Dr. Konrad 
Eimer 

(SPD) 


Wird eine Verwendung solcher Mittel im Sinne 
aktiver Sanierung zur Modernisierung von Pro- 
duktionsverfahren und Produkten sichergestellt, 
und welchen Anteil an den Aufwendungen zur 
Sanierung bzw. Privatisierung nehmen diese 
Mittel an der aktiven Sanierung ein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr, Joachim Grünewald 
vom 11. Mai 1992 

Die THA prüft in jedem Einzelfalle bei der Gewährung von Finanzhilfen 
die Mittelverwendung anhand vorzulegender detaülierter Liquiditäts- 
pläne sowie des genehmigten Unternehmenskonzeptes. Kredite und 
Bürgschaften der THA haben bisher den weitaus größten Anteil an den 
Sanierungsaufwendungen und damit auch an den Aufwendungen zur 
Vorbereitung der Privatisierung der Unternehmen. 


24. Abgeordneter 

Dr. Konrad 
Eimer 

(SPD) 


Wird der vorhandene Kreditrahmen durch die 
Treuhandanstalt nicht in unzulässiger Weise für 
bloße Erhaltungssubventionen statt für Produk- 
tionsmodernisierung verwendet und steht damit 
einer raschen Sanierung bzw. Privatisierung 
durch Modernisierung nach dem öffentlich 
vertretenen Konzept des Bundesministers der 
Finanzen entgegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 11. Mai 1992 

Die THA nutzt den vorhandenen Kredit- und Bürgschaftsrahmen von 
Beginn an ganz überwiegend und vorrangig für Anpassungs-, Umstel- 
lungs- und Modernisierungsmaßnahmen in sanierungsfähigen Unterneh- 
men und verfolgt damit konsequent auch das öffentlich vertretene Kon- 
zept des Bundesfinanzministers. Dies schheßt erforderliche Überbrük- 
kungsmaßnahmen in Stillegungsfällen bis zur Entscheidung über die 
Abwicklungsmodalitäten bei nichtsanierungsfähigen Unternehmen nicht 
aus. Die hierfür aufzuwendenden Mittel sind in den Finanzplänen der 
THA jeweils eingestellt und dort von der Verwendung her auch nachvoll- 
ziehbar. 


25. Abgeordneter 

Horst 

Gibtner 

(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Zeit- 
wert der zur Rückgabe in Betracht kommenden 
Objekte, und wie beurteüt sie Vorschläge, 
bei Rückgaben den Rückgabegegenstand mit 
seinem Zweitwert als außerordentliche Einnah- 
men zu besteuern, um Spekulationen mit Immo- 
bilien zu Lasten von Investitionsvorhaben zu 
reduzieren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 7. Mai 1992 


Zur Höhe der Zeitwerte der für eine Rückgabe in Betracht kommenden 
Objekte liegen der Bundesregierung keine gesicherten und zuverlässigen 
Unterlagen vor. Sie kann aus diesem Grund hierzu keine Angaben 
machen. 

Vorschläge, die darauf abzielen, Vermögenswerte im Beitrittsgebiet bei 
der Rückgabe mit ihrem Zeitwert ertragsteuerhch zu erfassen, können 
nicht befürwortet werden. 

Der Grundsatz der Rückgabe ist in der gemeinsamen Erklärung der 
beiden deutschen Staaten vom 15. Juni 1990 festgelegt und als Artikel 41 
in den Einigungsvertrag eingegangen. Die gegenständliche Rückgabe 
selbst richtet sich nach dem Gesetz zur Regelung offener Vermögensfra- 
gen (Vermögensgesetz - VermG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. April 1991 (BGBl. I S. 957). Mit der Rückgabe nach Maßgabe des 
VermG soll der Zustand wie derherges teilt werden, der vor einer schädi- 
genden Maßnahme i. S. des § 1 VermG bestanden hat. Es wird also die frü- 
here tatsächliche und wirtschäftüche Stellung des Berechtigten wieder- 
hergestellt; dieser erhält sein Eigentum oder, sein sonstiges Recht zurück. 
Die Rückgabe ist nach geltendem Recht kein Tatbestand, der der Einkom- 
mensteuer unterliegt. Es wäre auch nicht gerechtfertigt, davon abwei- 
chend Personen, die in der ehemaligen DDR enteignet worden sind und 
ihr Vermögen nunmehr zurückerhalten, steuerlich schlechter zu behan- 
deln als Personen, die ihr Eigentum oder ihr sonstiges Recht behalten 
konnten. 

Zu den steuerlichen Fragen, die sich aus der Vermögensrückgabe er- 
geben, wird zur Zeit mit den obersten Finanzbehörden der Länder eine 
bundeseinheitliche Verwaltungsregelung abgestimmt. 

Damit ist aber nichts darüber gesagt, ob und in welchem Umfang Rück- 
gabeberechtigte zu einem sohdarischen Ausgleich (Vermögensabgabe) 
zugunsten von Betroffenen heranzuziehen sind, bei denen eine Rückgabe 
nicht möglich ist und die jetzt auf eine Entschädigung verwiesen werden 
müssen, die sich nur am Wert des Objekts im Zeitpunkt der Wegnahme 
orientieren kann. Die Erhebimg einer solchen Vermögensabgabe soll 
gesetzhch vorgesehen werden. 


26. Abgeordneter Wieviel Mittel aus dem Bundeshaushalt wurden 

Klaus- Jürgen in den Jahren 1983 bis 1992 für das Branntwein- 

Hedrich monopol zur Verfügung gestellt? 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter Nach welchen Kriterien werden diese Mittel ver- 

Klaus-Jürgen teilt? 

Hedrich 

(CDU/CSU) 


28. Abgeordneter Welcher Betrag floß in dem genannten Zeitraum 

Klaus-Jürgen nach Niedersachsen? 

Hedrich 

(CDU/CSU) ' 
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29. Abgeordneter Wird die Bundesregierung auch weiterhin für 

Klaus- Jürgen die Beibehaltung des Branntweinmonopols ein- 

Hedrich treten? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs pr. Joachim Grünewald 
vom 7. Mai 1992 

Die Bundesmonopolverwaltung für Branntwein (BMonV) hat in den Jah- 
ren 1983 bis 1991 folgende Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt in 
Anspruch genommen: 

1983: 302,9 Mio. DM 

1984: 266,8 Mio. DM 

1985: 236,2 Mio. DM 

1986: 247 Mio. DM 

1987: 248,3 Mio. DM 

1988: 230,3 Mio. DM 

1989: 244,1 Mio. DM 

1990: 248,3 Mio. DM 

+ 44 , 1 Mio. DM aus dem Bundeshaushalt Teü B 

1991: 334,8 Mio. DM 

Anzumerken ist, daß die erhebhche Erhöhung ab 1990 auf die Einbezie- 
hung der Brennereien in den jungen Ländern in das Monopol zurückzu- 
führen ist. 

Für das Jahr 1992 ist ein Zuschuß in Höhe von 343 Mio. DM veranschlagt. 

Die Bundesmittel kommen den Brennereien nicht in Form direkter Bei- 
hüfen, sondern wie folgt zugute: 

Seit dem Wegfall des Einfuhrmonopols gegenüber anderen EG-Mitglied- 
staaten aufgrund von Urteüen des EuGH im Jahre 1976 steht die BMonV 
im Wettbewerb mit ausländischen Anbietern. Sie kann den von ihr zu 
übernehmenden Alkohol nur zu Marktpreisen (z. Z. etwa 110 DM/Hekto- 
liter Alkohol [hl A]) absetzen, ist jedoch kraft Gesetzes verpflichtet, den 
Brennern deren wesentlich höhere Herstellungskosten (z. Z. durchschnitt- 
lich 240 DM/hl A) zu zahlen. Diese Differenz und die sonstigen Kosten des 
Monopols - insbesondere Reinigungskosten - deckt der Bundeszuschuß. 
Auf dieser Grundlage wird jeder Hektoliter gegenwärtig im Durchschnitt 
mit ca. 200 DM gestützt. 

In Niedersachsen sind im Betriebsjahr 1990/91 innerhalb des Branntwein- 
monopols rd. 400000 hl A erzeugt worden. Damit wurden für die dortigen 
über 200 Brennereien ca, 80 Mio. DM auf gewendet. 

Der Deutsche Bundestag in einem Beschluß und die Bundesregierung in 
einer Antwort auf eine Große Anfrage haben im Jahre 1984 bekundet, daß 
das deutsche Branntweinmonopol so lange erhalten werden soll, bis eine 
den Interessen der deutschen Brennereien gerecht werdende europäische 
Alkoholmarktregelung an seine Stelle tritt. Diese Auffassung gilt unver- 
ändert fort. 


30. Abgeordnete 

Gabriele 

Iwersen 

(SPD) 


Zu welchen Höchstpreisen pro Quadratmeter hat 
die Bimdesrepublik Deutschland, vertreten durch 
die jeweiligen Bundesfinanzdirektionen, Grund- 
stücke in Städten mit mehr als 100000 Einwoh- 
nern in den neuen Bundesländern verkauft? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 13. Mai 1992 


Beim Verkauf entbehrlicher Liegenschaften fordert der Bund keine 
Höchstpreise, sondern - entsprechend den haushaltsrechtlichen Grund- 
sätzen - den Verkehrswert. Gemäß § 194 Baugesetzbuch wird der Ver- 
kehrswert durch den Preis bestimmt, der im gewöhnlichen Geschäftsver- 
kehr nach objektiven Gegebenheiten zu erzielen ist. Erhebungen, aus 
denen einzelne Verkaufspreise für Grundstücke in Städten im Beitrittsge- 
biet mit mehr als 100000 Einwohnern entnommen werden könnten, liegen 
nicht yor. Die Dienststellen der Bundesvermögensverwaltung in den 
jungen Bundesländern sind derart mit Verwaltungs-, Übernahme- und 
Verwertungsaufgaben überlastet, daß statistische Erhebungen auf einen 
späteren Zeitpunkt aufgeschoben werden müssen. 


31. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, eingetragene Vereine, die den gesamten 
Erlös gespendeter Gegenstände vollständig an 
soziale und mildtätige Einrichtungen abliefern 
und lediglich die Vereinsbeiträge für den laufen- 
den Geschäftsbetrieb verwenden, von der seit 
1990 geltenden Vereinsbesteuerung auszuneh- 
men? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 11. Mai 1992 


Die mit der Gemeinnützigkeit verbundenen Steuervergünstigungen 
erstrecken sich grundsätzlich nicht auf wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, 
mit denen die gemeinnützigen Vereine in Wettbewerb zu steuerpflich- 
tigen Unternehmern stehen. Vielmehr unterliegen die Vereine insoweit 
der normalen Besteuerung. Zu den steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben gehören auch Verkaufsveranstaltungen (z. B. Basa- 
re), bei denen gespendete Sachen veräußert werden. Im übrigen gehört es 
zu den Voraussetzungen für die Gemeinnützigkeit, daß der Verein die 
Überschüsse aus einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe- 
trieb für seine steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwendet. 

Das seit 1990 geltende Vereinsförderungsgesetz hat für die gemeinnützi- 
gen Vereine erhebliche Erleichterungen bei der Besteuerung ihrer wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetriebe gebracht. Insbesondere wurde eine 
Besteuerungsgrenze eingeführt, nach der keine Körperschaft- und 
Gewerbesteuer mehr anfällt, wenn die Einnahmen einschheßlich der 
Umsatzsteuer aus den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrie- 
ben insgesamt 60 000 DM im Jahr nicht übersteigen. Nach Auffassung der 
gesetzgebenden Körperschaften bewegen sich die Steuervergünstigun- 
gen für wirtschaftliche Betätigungen gemeinnütziger Vereine an der 
Obergrenze des unter Wettbewerbsgesichtspunkten Vertretbaren. 


32. Abgeordneter 

Hinrich 

Kuessner 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Treuhandanstalt Berlin beab- 
sichtigt bzw. unterstützt, Mitarbeiter des Bereichs 
Sondervermögen Landwirtschaft, die von den 
Landesregierungen der neuen Länder als unab- 
hängige Sachverständige vereidigt werden 
sollen, im Rahmen ihrer Nebentätigkeit für die 
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Begutachtung der Verwaltung der Treuhandan- 
stalt unterstehenden Güter einzusetzen, und wie 
glaubt die Bundesregierung gegebenenfalls mit 
dieser Praxis die „Unabhängigkeit" entsprechen- 
der Sachverständiger sicherstellen zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 11. Mai 1992 

Es ist nicht vorgesehen, Mitarbeiter der Treuhandanstalt im Rahmen von 
Nebentätigkeiten als Gutachter im Bereich der Unternehmensgruppe 
Land- und Forstwirtschaft einzusetzen. 


33. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Trifft die Darstellung zu, wonach im Vermitt- 
lungsverfahren zum Steueränderungsgesetz 
1992 die Erhöhung des Länder anteils an der 
Mehrwertsteuer von 35% auf 37% an die Bedin- 
gung geknüpft war, daß die Konversionsfolgen 
(allein) durch die Länder zu finanzieren sind? 


34. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Ist hieraus zu schließen, daß der Bund sich an den 
finanziellen Lasten der Konversionsfolgen nur 
noch durch die verbilligte Abgabe von durch den 
Truppenabbau freiwerdenden Grundstücken 
beteiligt? 


35. Abgeordneter 

Manfred 

Opel 

(SPD) 


Auf welcher Berechnungsgrundlage wurde 
ermittelt, daß die verbilhgte Abgabe von durch 
den Truppenabbau freiwerdenden Grundstük- 
ken einen Einn ahme ausf all von 1,6 Mrd. DM 
bedeutet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 11. Mai 1992 

Im Rahmen des Vermittlungs Verfahrens zum Steueränderungsgesetz 
1992 und zur Neufassung des Gesetzes zur Aufhebung des Strukturhilfe- 
gesetzes und zur Aufstockung des Fonds „Deutsche Einheit" ist auch über 
die Frage eines Bund/Länder-Konversionsprogramms verhandelt worden. 
Der Vermittlungssausschuß hat daraufhin am 5. Februar 1992 zu den 
genannten Gesetzen Beschlußempfehlungen vorgelegt, die der Deutsche 
Bundestag und der Bundesrat am 14. bzw. 15. Februar 1992 beschlossen 
haben. 

Ergebnis dieser Gesetzesänderungen ist u. a. auch eine deutliche Verbes- 
serung der Finanzausstattung der Länder. Die Übertragung eines zusätz- 
lichen Anteils am Umsatzsteueraufkommen vom Bund auf die Länder 
bringt diesen in den Jahren 1993 und 1994 frei verfügbare Mehreinnah- 
men von rd. 9 Mrd. DM. Die Länder werden damit in die Lage versetzt, die 
strukturpolitischen Folgen des Truppenabbaus in eigener Verantwortung 
zu bewältigen. 

Neben diesen zusätzlichen Einnahmen bietet der Bund den Ländern die 
verbilligte Abgabe ehemals militärisch genutzter Grundstücke an. 
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Die zu erwartenden Einnahmeausfälle von rd. 1,6 Mrd. DM bis 1995 beru- 
hen auf Schätzungen. Anhaltspunkte für die Schätzung sind die Ergeb- 
nisse der ersten Wertermittlungen für die in jüngster Zeit freigegebenen 
Grundstücke sowie die auf dieser Grundlage erzielten Veräußerungs- 
preise. 

Bei der Schätzung wurde ferner berücksichtigt, daß in den nächsten Jah- 
ren in zunehmendem Umfang militärische Liegenschaften freigegeben 
werden. Davon sind insbesondere Grundstücke in Ballungsräumen 
betroffen. 


36. Abgeordneter 

Klaus 

Reichenbach 

(CDU/CSU) 


Warum begnügen sich die Landesämter zur 
Regelung offener Vermögensfragen damit, fest- 
stehende Bescheide zu erlassen, in denen die 
Berechtigung des Antragstellers festgehalten 
wird, ohne die Antragsteller bei den Verhand- 
lungen mit der Treuhandanstalt weiter zu unter- 
stützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. Mai 1992 

Aufgabe der Landesämter zur Regelung offener Vermögensfragen ist die 
unverzügliche Rückgabe der Unternehmen. 

Sie haben in jedem Stadium des Verfahrens auf eine gütliche Einigung 
hinzuwirken (§ 31 Abs. 5 Satz 1 des Vermögensgesetzes, BGBL 1 S. 957). 

Der erste Schritt ist dabei die Feststellung des Berechtigten. Sie umfaßt die 
Klärung zahlreicher Fragen, darunter die Frage, ob das für die Unterneh- 
mensrestitution erforderliche „quorum" des § 17 der Unternehmensrück- 
gabeverordnung vom 13. Juli 1991 (BGBl, I S. 1542) erreicht ist. 

Die Verhandlungen mit der Treuhandanstalt sind Sache des Berechtigten. 
Es ist nicht Aufgabe der Landesbehörden, im Einzelfall Rechtsberatung 
oder Rechtshilfe zu leisten. 


37. Abgeordneter 

Klaus 

Reichenbach 

(CDU/CSU) 


Wie viele Anträge auf Unternehmensrückgabe 
von § 6 VermG wurden bislang gestellt und 
beschieden, und wie lange dauerte üblicherweise 
das Verfahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. Mai 1992 

Nach jüngsten, allerdings nicht vollständigen Erhebungen des Bun- 
desamtes zur Regelung offener Vermögensfragen wurden bisher ca. 
42 500 Anträge auf Unternehmensrückgabe gestellt. Davon wurden 
knapp 6000 Fälle entschieden. 

Eine durchschnittliche Verfahrensdauer läßt sich nicht ermitteln, weil die 
vorgelagerten Bearbeitungsschritte, wie z. B. Grundbuch- und Handels- 
registerauskünfte, Rückfragen bei anderen Behörden, der Treuhandan- 
stalt und deren Unternehmen, Einsichtnahme in Enteignungsakten, Fest- 
stellung der Berechtigungen, oft sehr lange und im Einzelfall unterschied- 
liche Verfahrensunterbrechungen verursachen. 
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38. Abgeordneter 

Dr. Gerald 
Thalheim . 

(SPD) 


Ist es zulässig, daß die Deutsche Genossen- 
schaftsbank mit Hinweis auf die Arbeitsanwei- 
sung des Bundesministeriums der Finanzen zur 
sog. „Besserungsscheinregelung" Nachfolgeun- 
ternehmen von LPGen in der Rechtsform einer 
Vermögensverwaltungsgesellschaft den Ab- 
schluß der Besserungsscheinregelung verwei- 
gert, obwohl diese eine Mehrheitsbeteiligung an 
landwirtschaftlichen Unternehmen haben, deren 
wirtschaftlicher Schwerpunkt auf der landwirt- 
schaftlichen Urproduktion liegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Gränewald 
vom 11. Mai 1992 

Nach der vom Bundesminister der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten erlassenen 
Arbeitsanweisung für Maßnahmen zur bilanziellen Entlastung landwirt- 
schaftlicher Unternehmen von Altverbindlichkeiten können Banken 
Rangrücktrittsvereinbarungen mit Unternehmen schließen, die mit der 
landwirtschaftlichen Urproduktion einschließlich des Gartenbaus und der 
Binnenfischerei befaßt sind, ihren Sitz im Beitrittsgebiet haben und nicht 
nach der Entschuldungsverordnung vom 5. September 1990 entschuldet 
werden können. Hierunter fallen auch Vermögensverwaltungsgesell- 
schaften, die zusammen mit ihren Beteiligungen an anderen Unterneh- 
men insgesamt ihren wirtschaftlichen Schwerpunkt im oben abgegrenz- 
ten landwirtschaftlichen Bereich haben. Maßstab sollten hierbei Umsatz 
und Beteüigungsverhältnis sein. Voraussetzung ist jedoch, daß die sich 
hieraus für die Vermögensverwaltungsgesellschaft ergebenden Ver- 
pflichtungen (insbesondere Abführung eines Teils des Jahresüberschus- 
ses) von sämthchen Unternehmen, an denen die Vermögensverwaltungs- 
gesellschaft beteiligt ist, entsprechend übernommen werden oder eine 
vollständige Ergebnisabführung dieser Unternehmen an die Vermögens- 
verwaltungsgesellschaft gewährleistet ist. 


39. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Welche Beträge hat die Deutsche Bank und die 
Dresdner Bank bei der Übernahme der Kredit- 
bank (Nachfolgerin der ehemaligen Staatsbank 
der DDR) für die damit verbundenen Liegen- 
schaften (im Vergleich zum heutigen Marktwert) 
an wen bezahlt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 7. Mai 1992 

Die Deutsche Bank und die Dresdner Bank hatten bis Ende 1991 die 
Grundstücke und Gebäude ihrer von der Deutschen Kreditbank übernom- 
menen Filialen lediglich gemietet. 

Im Dezember 1991 ist zwischen der Treuhandanstalt und der Deutschen 
Bank bzw. Dresdner Bank der Verkauf der betreffenden Immobilien ver- 
einbart worden. 

Die Banken haben entsprechend den vertraglichen Vereinbarungen 
Abschlagszahlungen geleistet. Der endgültige Verkaufspreis, der dem 
aktuellen Verkehrswert zu entsprechen hat, wird gegenwärtig noch durch 
ein Gutachterverfahren gemäß § 194 ff. Bundesbaugesetz ermittelt. 
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40. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


Welche Konditionen wurden diesen Banken bei 
der Übernahme der Schulden und Guthaben von 
Betrieben eingeräumt, und wie werden diese 
heute verzinst? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 7. Mai 1992 

Die Altkredite (Kreditausreichungen vor dem 1. Juli 1990) wurden nicht 
auf die Joint-Venture- Banken „Deutsche Bank - Deutsche Kreditbank" 
und „Dresdner Bank - Deutsche Kreditbank" übertragen, sondern ver- 
blieben bei der Deutschen Kreditbank. 

Der von der Deutschen Kreditbank in Rechnung gestellte Zinssatz orien- 
tiert sich an den Refinanzierungskosten der Bank und beläuft sich gegen- 
wärtig für Treuhand-Unternehmen und Wohnungswirtschaft auf durch- 
schnittlich 10%. 

Hinsichtlich ihrer Guthaben ist es den Unternehmen freigestellt, bei 
welchem Kreditinstitut und zu welchen Konditionen sie zeitweilig freie 
finanzielle Mittel anlegen. 


41. Abgeordnete 

Lydia 

Westrich 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister für Wirt- 
schaft, Jürgen W. Möllemann, dem Bundesmini- 
ster der Finanzen ein 16 Seiten langes Schreiben 
mit dem Titel „Finanzpolitische Perspektiven" 
zugeleitet hat, aus dem sich u. a. ergibt, daß der 
Bundesminister für Wirtschaft „wegen der Füh- 
rungsschwäche des Bundeskanzlers kaum Chan- 
cen sieht, die finanziellen Risiken der deutschen 
Einheit in den Griff zu bekommen" (so Süddeut- 
sche Zeitung vom 30. April 1992)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 11. Mai 1992 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat dem Bundesminister der Finanzen 
eine Unterlage mit dem Titel "Finanzpolitische Perspektiven" zugeleitet. 
Die von Ihnen zitierte Aussage ist darin nicht enthalten. 


42. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Wieczorek 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung den von einem Exper- 
tenausschuß der EG-Kommission gemachten 
Vorschlag, bei einer Senkung der Körperschaft- 
steuersätze den Nicht-Kapitalgesellschaften eine 
Wahlmöglichkeit einzuräumen, wie eine Kapital- 
gesellschaft besteuert zu werden, für einen in der 
Bundesrepublik Deutschland realisierbaren Weg 
(vgl. Handelsblatt vom 20. März 1992)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 11. Mai 1992 

Die Frage bezieht sich auf die Schlußfolgerungen und Empfehlungen des 
unabhängigen EG-Sachverständigenausschusses zur Reform der Unter- 
nehmensbesteuerung (sog. Ruding- Ausschuß). Am 18. März 1992 hat der 
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Ruding- Ausschuß in einer Pressekonferenz in Brüssel seine Empfehlun- 
gen für die zukünftige Unternehmensbesteuerung in der Gemeinschaft 
vorgelegt. Die Veröffenthchung des vollständigen Berichts wird in eng- 
lischer Fassung für Ende Mai 1992 erwartet. Bisher liegt nur eine vorläu- 
fige deutsche Übersetzung einer Kurzfassung (Schlußfolgerungen und 
Empfehlungen) vor. Danach schlägt der Ruding- Ausschuß der EG-Kom- 
mission u. a. vor, eine einheitliche Regelung auszuarbeiten, der zufolge 
Nicht-Kapitalgesellschaften die Möglichkeit eingeräumt wird, steuerlich 
als Kapitalgesellschaft behandelt zu werden, unter der Bedingung aller- 
dings, daß diese Option für einen bestimmten Zeitraum beibehalten wird. 
Der Vorschlag bezieht in das Wahlrecht auch Einzelunternehmen ein. 

Die Einführung eines solchen Wahlrechts für Personenunternehmen zur 
Körperschaftsteuer ist problematisch. Dagegen sprechen vor allem die 
Erfahrungen aus der Vergangenheit mit dem § 32 b EStG 1951, der ein 
ähnliches Wahlrecht für Personenunternehmen zur Körperschaftsteuer 
vorsah. Die Wahlmöglichkeit wurde bereits 1953 - vor allem wegen prak- 
tischer Undurchführbarkeit - wieder abgeschafft. In Deutschland haben 
- anders als in anderen Staaten der Europäischen Gemeinschaft - fast 
neun Zehntel der Unternehmen die Rechtsform eines Personenunterneh- 
mens. Die Einführung eines Wahlrechts könnte auch nicht auf die Bezie- 
her gewerblicher Einkünfte beschränkt werden, ohne daß es zu einer 
Diskriminierung z. B. der freiberufhch Tätigen kommt. 

Bei der Entscheidung für die Besteuerung als Kapitalgesellschaft bestände 
nicht nur der Vorteil der Anwendung des körperschaftsteuerlichen 
Thesaurierungssatzes gegenüber einem höheren Einkommensteuersatz, 
sondern es würden auch Pensionsrückstellungen für den Unternehmer 
oder Mitunternehmer anzuerkennen sein. Wegen der übrigen steuer- 
lichen Auswirkungen einer solchen Wahlmöglichkeit verweise ich auf 
meine Antwort auf die Frage Ihres Kollegen Joachim Poß vom 7. April 1992 
zu den Unterschieden in der steuerlichen Behandlung von Kapital- und 
Personengesellschaften in Drucksache 12/2432 S. 18. Wie diese Antwort 
zeigt, würde sich die Einräumung eines Wahlrechts nicht nur vorteilhaft, 
sondern in vielen Punkten - insbesondere beim Verlustausgleich - auch 
nachteilig für die Betroffenen auswirken. Zudem bedeutet die mit der 
Option verbundene mehrjährige Bindungsfrist ein erhebliches Risiko für 
das Unternehmen, letztlich im Optionsmodell eine höhere Steuer entrich- 
ten zu müssen als nach dem Einkommensteuertarif (z. B. bei starkem 
Gewinnrückgang) . 


43. Abgeordneter 

Dr. Norbert 
Wieczorek 

(SPD) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Steuermindereinnahmen, die bei einer Senkung 
des Körperschaftsteuersatzes für einbehaltene 
Gewinne auf 46 v. H. eintreten würden, und 
welche zusätzlichen Steuereinnahmen würden 
sich nach Schätzung der Bundesregierung rein 
theoretisch ergeben, wenn den Einzelunter- 
nehmen und Personengesellschaften die Wahl- 
möglichkeit eingeräumt würde, wie eine Kapital- 
gesellschaft besteuert zu werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 11. Mai 1992 

Eine Senkung des Einbehaltungssatzes bei der Körperschaftsteuer von 
derzeit 50 v. H. auf 46 v. H. würde im Entstehungsjahr 1993 zu Minderein- 
nahmen von rund 1,8 Mrd. DM führen. 
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Aus den in Ziffer 1 dargelegten Gründen ist eine aussagefähige Beziffe- 
rung der finanziellen Auswirkungen der Einführung eines Wahlrechts für 
Einzelunternehmen und Personengesellschaften, wie Kapitalgesellschaf- 
ten besteuert zu werden, nicht möglich. Neben Steuermindereinnahmen 
infolge geringerer Tarifbesteuerung könnten Steuerausfälle in zweistel- 
liger Milliardenhöhe eintreten, wenn für Einzelunternehmer und Perso- 
nengesellschafter die Möglichkeit eröffnet wird, 

- Unternehmerlohn analog der GmbH- Geschäftsführergehälter als 
Betriebsausgabe abzuziehen sowie 

- zwecks Alterssicherung Pensionsrückstellungen im Betriebsvermögen 
zu bilden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


44. Abgeordneter Warum wurde gerade Singapur von der Länder- 

Josef liste „H" wieder gestrichen? 

Hollerith 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 13, Mai 1992 

In der Länderliste H sind die Länder zusammengefaßt, die unter dem 
Aspekt der A-, B- und C-Waffentechnologie, der Trägertechnologie oder 
aus Gründen überproportionalen Interesses an konventioneller Rüstungs- 
technologie besonders sensibel sind. Gegenüber diesem Länderkreis wer- 
den auch Waren kontrolliert, die nicht in international abgestimmten 
Listen enthalten sind, sondern für die die Bundesrepublik Deutschland 
zusätzliche Kontrollbestimmungen geschaffen hat (z. B. die Auffangnorm 
des § 5c AWV). Die Bundesregierung hat bei Erlaß dieser Vorschriften 
klargestellt, daß sie insbesondere auch die Länderliste H dem jeweiligen 
Kenntnisstand anpassen wird. 

Die Bundesregierung hat sich im Interesse einer effektiven Proliferations- 
bekämpfung für eine Harmonisierung entsprechender Länderlisten ein- 
gesetzt. Großbritannien und die USA haben vergleichbare Länderlisten 
erarbeitet. 

In diesen Listen ist das Asienland Singapur nicht enthalten. Singapur ist 
aus Gründen der A-, B- und C-Waffentechnologie sowie unter dem Aspekt 
der Trägertechnologie nicht sensibel. Die Bundesregierung hat daher 
unter Abwägung aller Umstände Singapur mit in die Ländergruppe ein- 
bezogen, die mit der 17. Verordnung zur Änderung der Außenwirtschafts- 
verordnung aus der Länderliste H herausgenommen wurde. 


45. Abgeordnete 

Regina 

Kolbe 

(SPD) 


Bestehen seitens der Bundesregierung neben der 
vorläufigen Bestandserhaltung sanierungsfähi- 
ger Unternehmen bzw. der Privatisierung noch 
andere Konzepte einer produktiven Restrukturie- 
rung einzelner Regionen, und welche sind das im 
einzelnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs, Klaus Beckmann 
vom 13. Mai 1992 

Die Sanierung von THA- Unternehmen erfolgt mit dem Ziel der raschen 
Privatisierung. Entscheidendes Kriterium der Sanierungsfähigkeit muß 
sein, ob und wie Unternehmen - auch unter Berücksichtigung der regio- 
nalen Verflechtungen - in absehbarer Zeit die Wettbewerbsfähigkeit 
erreichen können. Die Chancen zur Anpassung an den Markt müssen 
auch darüber entscheiden, ob ein Unternehmen aufgespalten oder als 
Ganzes saniert wird. 

Darüber hinaus ist es für eine Region erforderlich, von Anfang an auch auf 
die Ansiedlung neuer Unternehmen zu setzen und dies durch eine aktive 
regionale Strukturpolitik zu fördern. In der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur'' stellt der Bund für die Inve- 
stitionsförderung Mittel in erheblichem Umfang bereit. In Regionen, die 
besonders vom Strukturwandel betroffen sind, muß die Ansiedlungspoli- 
tik eingebettet sein in eine umfassende Umstrukturierungs- und Entwick- 
lungsstrategie mit dem Ziel der offensiven Strukturanpassung. Diese Stra- 
tegie zu entwickeln, ist in erster Linie Sache des Landes sowie der Region 
selbst. Aufgabe des Bundes ist es, dafür den geeigneten Handlungsrah- 
men zu setzen^ Mit den umfangreichen Hilfen des Bundes für die neuen 
Länder, insbesondere dem Gemeinschaftswerk „Aufschwung-Ost", der 
Investitionszulage und der Einführung der Gemeinschaftsaufgaben ist 
vom Bund ein umfassender Rahmen gesetzt worden. 

Es kommt jetzt darauf an, daß die neuen Länder und ihre Gemeinden die 
eigenen Handlungsmöglichkeiten und die vom Bund angebotenen Hilfen 
zügig und wirksam nutzen und dabei problemgerechte Schwerpunkte set- 
zen. Dafür muß ein Ansatz gewählt werden, der über die herkömmliche 
Wirtschaftsförderung hinausgeht und alle wesentlichen strukturwirk- 
samen Politikbereiche (z. B. Verkehrspolitik, Stadtentwicklungspolitik, 
Forschungs- und Technologiepolitik) umfaßt. 

Von den Kreisen und Gemeinden müssen die prioritären Maßnah- 
men/Projekte erarbeitet, zu einem aufeinander abgestimmten Maßnah- 
menbündel zusammengestellt und mit den Eigenanstrengungen der 
Region verzahnt werden. Die neuen Länder müssen eindeutige regionale 
Schwerpunkte setzen, z. B. beim Einsatz der Mittel zur Regionalförde- 
rung, zur Städtebauförderung, zum Ausbau des kommunalen Verkehrs- 
systems, bei der landeseigenen Mittelstandspolitik, Forschungs- und 
Technologiepolitik, beim Ausbau des Ausbildungswesens. Diese Schwer- 
punkte müssen jeweils entsprechend der Problemlage „vor Ort" spezi- 
fisch zugeschnitten sein. Die lokalen und regionalen Entscheidungsträger 
haben dafür die nötige Orts- und Sachkenntnis sowie die politische Legiti- 
mation. 

Zusätzlich zu den o. g. Investitionshilfen unterstützt die Bundesregierung 
die konkrete Entwicklung und Umsetzung von regionalen Strukturkon- 
zepten. 

In den Jahren 1991 und 1992 wurden für rd. 80 Regionen der neuen Länder 
flächendeckend aus Mitteln des Bundesministeriums für Wirtschaft Pro- 
jektteams finanziert. In diesen Projektteams erarbeiten Experten aus pri- 
vaten Beraterfirmen gemeinsam mit Fachleuten aus der Region Strategien 
für die Neustrukturierung sowie Konzepte und Maßnahmen für deren 
praktische Umsetzung. 

Darüber hinaus wurde als neuer Fördertatbestand die Bezuschussung von 
Beratungsmaßnahmen in die Gemeinschaftsaufgabe eingeführt. Damit 
können in Regionen der neuen Länder, die besonders von Stillegungen 
betroffen sind, befristet Hilfen bei der Ansiedlung privater Investoren und 
bei der Durchführung konkreter Projekte gefördert werden. 
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46. Abgeordnete 

Regina 

Kolbe 

(SPD) 


Ist nach Ansicht der Bundesregierung eine 
konzertierte Aktion der Sozialparteien und des 
Staates ein geeignetes Mittel, um die derzeitige 
Strukturkrise in Ostdeutschland zu entschärfen? 


47. Abgeordnete 

Regina 

Kolbe 

(SPD) 


Welche Rahmenbedingungen seitens der Betei- 
ligten müßten dafür erfüllt sein, und beabsichtigt 
die Bundesregierung eine solche Aktion ins 
Leben zu rufen? 


48. Abgeordnete 

Regina 

Kolbe 

(SPD) 


Gibt es nach Ansicht der Bundesregierung 
andere Formen einer Verständigung zwischen 
den Sozialparteien oder der Entwicklung einer 
gemeinsamen Strategie zum Aufbau lebensfähi- 
ger Strukturen im Osten Deutschlands? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 13, Mai 1992 


Angesichts der historischen Aufgabe, in den neuen Bundesländern eine 
leistungsfähige Wirtschaft aufzubauen, hat die Bundesregierung frühzei- 
tig intensive Gespräche mit den Sozialpartnern aufgenommen. Besondere 
Bedeutung haben die regelmäßigen Besprechungen unter Leitung des 
Bundeskanzlers mit Repräsentanten von Wirtschaft und Gewerkschaften 
über die Entwicklung in den neuen Bundesländern, deren 11. Sitzung am 
11. Mai 1992 stattfand. Im Verwaltungsrat der Treuhandanstalt sind neben 
der Bundesregierung Repräsentanten aus Gewerkschaft und Wirtschaft 
vertreten. Mit dem Gemeinschaftswerk „Aufschwung-Ost" wurden in 
den Regionen sogenannte Aufbaustäbe initiiert, in denen erfahrene Mitar- 
beiter der Arb eits Verwaltung, der örtlichen Wirtschaft und ihrer Verbände 
sowie des Handwerks, der Kammern und Gewerkschaften mit Vertretern 
der Kommunen und auch der Kirchen und Sozialwerke zu regelmäßigen 
Beratungen zusammengefunden haben. 

Angesichts der Aufgaben, die aus der Herstellung der wirtschaftlichen 
und sozialen Einheit Deutschlands erwachsen, aber auch angesichts der 
Aufgaben aus der europäischen Integration und der Entwicklung in Ost- 
europa steht die deutsche Politik vor besonderen wirtschafts-, finanz- und 
sozialpolitischen Herausforderungen. Diesen ist nur zu begegnen, wenn 
die für die Wirtschaftspolitik Verantwortlichen ihrer jeweiligen Verant- 
wortung für Wachstum, Beschäftigung und Stabilität gerecht werden. 

Der Bundesminister für Wirtschaft beabsichtigt deshalb, die Partner und 
Beteiligten nach Abschluß der laufenden Tarifrunde zu gemeinsamen 
Gesprächen einzuladen, um die Möglichkeiten der Wiederherstellung 
eines mittelfristigen Konsenses über Wachstum und Stabilität zu erörtern. 


49. Abgeordnete 

Trudi 

Schmidt 

(Spiesen) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß jährlich 
330000 t Zellstoff aus British Columbia in die 
Bundesrepublik Deutschland importiert werden, 
wenn ja, was kann die Bundesregierung tun, um 
dies zu unterbinden und damit den Regenwald 
als Lebensgrundlage der Indianer zu erhalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 6. Mai 1992 

Bei den Wäldern in British Columbia handelt es sich nicht um Regenwald 
im klassischen Sinne, unter dem man die immergrünen, tropischen 
Tieflandfeuchtwälder zwischen 0 und 800 m Höhe versteht (z. B. im Ama- 
zonas-Orinoco-Becken), sondern um boreale oder kühl-gemäßigte Nadel- 
wälder nördlicher Breiten. Diese kühl-feuchten Wälder vor allem auf dem 
Küstenstreifen Kanadas am Pazifik haben allerdings Urwaldcharakter. 

Die Bundesrepublik Deutschland führte 1990 insgesamt rd. 800000 1 Zell- 
stoff aus Kanada ein; eine regionale Aufschlüsselung ist dabei in der Sta- 
tistik nicht möglich. Zellstoff aus Kanada hat einen Anteil von 25% an den 
gesamten deutschen Zellstoffimporten und zeigt damit die große Bedeu- 
tung für die Rohstoffversorgung der heimischen Papierindustrie. 

Der Holzeinschlag in British Columbia dient verschiedenen Zwecken. 
Dieses Holz findet in großem Umfang Verwendung als Bauholz für den 
Hausbau in Kanada und den Vereinigten Staaten. Nach unseren Informa- 
tionen werden vollständige Stämme für die Zellstoffproduktion in erster 
Linie dann verwandt, wenn sie als Bauholz ungeeignet sind. Bei der Zell- 
stoffherstellung kommen vor allem Hackschnitzel zum Einsatz, die Abfall- 
produkt der Sägewerke sind. Im übrigen werden auch in British Columbia 
eingeschlagene Waldflächen wieder auf geforstet. 

Die Bundesregierung setzt sich für eine nachhaltige Forstwirtschaft über- 
all auf der Welt ein. Bei dieser ökonomisch wie gleichermaßen ökologisch 
sinnvollen Nutzung der Wälder gilt es auch, die besonderen Belange der 
im und vom Wald lebenden einheimischen Bevölkerung zu beachten - 
beispielsweise durch Ausweisung möglichst großer absoluter Schutz- 
gebiete. Der Bundesregierung ist allerdings nicht bekannt, in welchem 
Umfang der unberührte, nicht holz wirtschaftlich genutzte Wald in British 
Columbia Lebensgrundlage für dort lebende Indianer ist. 

Ein deutsches Importverbot für Zellstoff aus Kanada wäre jedenfalls - un- 
abhängig von der Frage der rechtlichen Möglichkeiten - ein nicht zu ver- 
tretender Eingriff in den freien Welthandel und keine geeignete Lösung, 
um die Wälder in British Columbia zu schützen. 


50. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß namhafte 

Margitta Vertreter der deutschen Schiffbauindustrie die 

Terborg Errichtung einer „EUROPEAN MARITIME 

(SPD) AGENCY" (EMA) analog der Raumfahrtagentur 

ESA befürworten und dabei in erster Linie die 
Förderung der maritimen Technik im europäi- 
schen Verbund zur Vermeidung von Fehlent- 
wicklungen im Auge haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 13. Mai 1992 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß einzelne Vertreter deutscher Werf- 
ten die Errichtung einer „Europäischen Maritimen Agentur" befürworten. 

Die EG -Kommission hat im Herbst vergangenen Jahres ein Diskussions- 
forum mit Vertretern aller Zweige der Meereswirtschaft eingerichtet, um 
auf der Basis einer Gesamtschau Maßnahmen zur Verbesserung der Lage 
der maritimen Industrie zu erörtern. Das Forum hat seine Arbeit aufge- 
nommen; Re Solutions entwürfe liegen jedoch noch nicht vor. 
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51. Abgeordnete 

Margitta 

Terborg 

(SPD) 


Warum unterstellt die Bundesregierung in ihrer 
Antwort auf Frage 39 in Drucksache 12/1607 an 
mich die vorher dargestellte Befürwortung einer 
EMA „als Vehikel für neue Subventionsforderun- 
gen in anderen Wirtschaftszweigen", und wird 
die ESA von der Bundesregierung in diesem 
Sinne gesehen? 


Antwort des P^laxnentarischen Staatssekretärs Klaus Beckmann 
vom 13. Mai 1992 


Von der Errichtung zwischenstaatlicher Agenturen wird häufig Gebrauch 
gemacht, wenn bi- oder multilaterale Großprojekte wie z. B, im Bereich 
der Verteidigung oder der Luft- und Raumfahrt mit starker finanzieller 
Beteiligung der öffentlichen Hand verwirklicht werden sollen. Die ESA 
erfüllt z. B. Aufgaben, die die Privatwirtschaft nicht erfüllen und für die sie 
die erforderlichen Mittel nicht aufbringen kann. Ein derartiger Bedarf 
wird im Fall der kommerziell zu betreibenden Meereswirtschaft nicht 
gesehen. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß es für eine effi- 
ziente, maritime Politik in der Gemeinschaft vor allem auf eine Öffnung 
und Harmonisierung der Beschaffungsmärkte ankommt, um Verbesse- 
rungen der Effizienz zu erreichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


52, Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Wie hat sich in den letzten zehn Jahren der Ein- 
satz an Insektiziden in der deutschen Landwirt- 
schaft entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 6. Mai 1992 


Flächendeckende Daten über die Mengen der in der Landwirtschaft ange- 
wendetenJnsektizide liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Nach § 19 des Pflanzenschutzgesetzes haben Hersteller, Vertriebsunter- 
nehmer und Importeure jährlich bis zum 30. Juni der Biologischen Bundes- 
anstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA) für das vorangegangene 
Kalenderjahr Art und Menge der Wirkstoffe der im Inland abgegebenen 
und der exportierten Pflanzenschutzmittel zu melden. Die Meldungen 
waren erstmals für das Jahr 1987 abzugeben. Demnach ergibt sich für die 
Jahre 1987 bis 1990 folgende Situation: 
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In den Jahren 1987 bis 1990 im Inland abgegebene Mengen 
an Wirkstoffen in Insektiziden 


Jahr 

Wirkstoffmeiige (t) 

1987 

1 290 

1988 

1 194 

1989 

1 338 

1990 

1 525 


Aus dieser Statistik läßt sich nicht ableiten, wieviel Wirkstoff mengen jähr- 
lich tatsächlich in die Betriebe abgegeben worden sind, da in der Regel 
mehrere Handelsstufeji dazwdschengeschaltet sind und Insektizide auch 
außerhalb der Landwirtschaft, zum Beispiel im Forst oder Haus- und 
Kleingarten, angewendet werden. Im Hinblick auf die Anwendimg ist 
ferner zu berücksichtigen, daß die notwendigen Mengen in Abhängigkeit 
von der Häufigkeit und Befalls schwere schwanken. 

Zur Beschreibung der für den Zeitraum 1980 bis 1986 abgegebenen Men- 
gen muß auf Angaben des Industrieverbandes Agrar e, V. (IVA) über die 
von seinen Mitgliedsfirmen an die Handelsstufe abgesetzten Wirkstoff- 
mengen zurückgegriffen werden. Die nachfolgende Übersicht gibt hier- 
über Auskunft: 

In den Jahren 1980 bis 1986 im Inland abgegebene Mengen 
an Wirkstoffen in Insektiziden 


Jahr 

Wirkstoffmenge (t) 

1980 

2 341 

1981 

2 405 

1982 

1 952 

1983 

2 152 

1984 

2 331 

1985 

1 566 

1986 

1 456 


Diese Angaben sind auf Grund des unterschiedlichen Erhebungsverfah- 
rens nur bedingt mit denen der BBA vergleichbar. 


53. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die derzeitige 

Hermann Zulassungssituation bei Insektiziden, und plant 

Wimmer sie hier ggf. Verschärfimgen? 

(Neuötting) 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 6. Mai 1992 

Die derzeitige Zulassungssituation bei Insektiziden ist dadurch gekenn- 
zeichnet, daß die Anzahl der zur Verfügung stehenden Mittel ständig 
zurückgeht, so daß ein wirkungsvoller Pflanzenschutz in nicht wenigen 
Fällen gefährdet oder gar unmöglich ist. Grund dafür ist in erster Linie die 
Zurückhaltung der Industrie mit Zulassungsanträgen als Reaktion auf die 
infolge der verschärften Anforderungen des Pflanzenschutzgesetzes vom 
15. September 1986, die insbesondere der konsequenten Berücksich- 
tigung des Schutzes des Naturhaushaltes dienen, entstehenden Mehr- 
kosten. 
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Zusätzlich war es in den letzten Jahren wegen fehlender Unterlagen ver- 
mehrt zu kurzbefristeten Zulassungen gekommen und damit verbunden 
zu fehlenden Anschlußzulassungen (häufig als Zulassungsstau bezeich- 
net). Diese Problematik hat sich inzwischen durch vermehrt erteilte zehn- 
jährige Zulassungen weitgehend entschärft. 

Bei den zugelassenen Insektiziden handelt es sich um Pflanzenschutzmit- 
tel, die nach den strengen Vorschriften des Pflanzenschutzgesetzes von 
der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft geprüft und 
im Einvernehmen mit dem Bundesgesundheitsamt und dem Umweltbun- 
desamt zugelassen werden. Im Zulassungsverfahren muß der Antragstel- 
ler den für das jeweilige Anwendungsgebiet erforderlichen Mittelauf- 
wand durch angemessene Daten begründen. Damit wird der Anmeldung 
eines zu hohen Aufwandes eines Pflanzenschutzmittels vorgebeugt. Die 
Bundesregierung sieht zur Zeit keinen über die geltenden Rechtsvor- 
schriften hinausgehenden Regelungsbedarf 


54. Abgeordneter 

Hermann 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Welche Forschungsprojekte fördert die Bundes- 
regierung oder sind ihr bekannt, die eine Mini- 
mierung des Aufwandes an Insektiziden bzw. 
eine Verringerung der potentiellen Gefährlich- 
keit zum Inhalt haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gottfried Haschke 
vom 6. Mai 1992 

Hierzu verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 14 der 
Kleinen Anfrage (Drucksache 12/1879) zur Zulassung von Pflanzenbe- 
handlungsmitteln. Dort sind unter anderem die Projekte aufgeführt, die 
eine Minimierung des Aufwandes an Insektiziden zum Ziel haben. . 

Ergänzend hierzu ist auf das folgende Forschungsprojekt der Universität 
Göttingen hinzuweisen: „Zur Nutzung reduzierter Aufwandmengen von 
Insektiziden zur integrierten Bekämpfung von Blattläusen in Getreide und 
Ackerbohnen unter besonderer Berücksichtigung von Nebenwirkungen 
auf Nutzarthropoden. " 


55. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Wie wird sich nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Ernährungslage in den einzelnen „Welt- 
regionen" im laufenden Jahr angesichts zurück- 
bleibender Getreideernten entwickeln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Georg Gallus 
vom 11. Mai 1992 

Die jüngsten Meldungen der Ernähruhgs- und Land Wirtschaftsorganisa- 
tion der Vereinten Nationen (FAO) lassen einen fortdauernden Trend für 
ein langsames Ansteigen der Produktion von Getreide 1992 erkennen. 
Dies wird im wesentlichen zurückgeführt auf vermehrten Anbau in den 
meisten Import- wie Exportländern als Antwort auf höhere internationale 
Preise. Trotzdem wird mit einer Ernte unter dem langjährigen Trend 
gerechnet. Ein Rückgriff auf die vorhandenen Lagerbestände erscheint 
unabweisbar. Dies gilt vor allem für Weizen. 
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Zu den Regionen 
Asien 

Der Winterweizen steht allgemein gut. Es wird mit einer guten Ernte in der 
Nähe des Vorjahres-Rekordergebnisses von 206 Mio. t gerechnet. China, 
Indien, Pakistan, der Iran und die Türkei erwarten überdurchschnittliche 
bis Rekordernten, in Afghanistan und im Irak machen sich nach wie vor 
Infrastrukturschäden und der Mangel an landwirtschaftiichen Betriebs- 
mitteln bemerkbar. 

Für Futtergetreide und Reis werden normale Wachstums- und Ernte - 
Voraussetzungen berichtet. 

Nord- und Lateinamerika 

ln Mittelamerika sind günstige Wetterverhältnisse der Hauptgrund für 
eine optimistische Vorschau auf die Pflanz- und Ernte aus sichten für 1992. 
Für 1992 wird eine gegenüber der mäßigen Ernte des Vorjahres um 
rd. 18% höhere Produktion erwartet. Auch die Reisernte wird steigen. Vor 
allem für Argentinien, Brasilien, Chile, Uruguay und Venezuela sind die 
Ernteaussichten gut. Die Weizenanbaufläche 1992 wird erst ab Juni 
bestellt werden. Erste Schätzungen gehen davon aus, daß aufgrund höhe- 
rer internationaler Preise für Weizen die Anbauflächen ausgedehnt 
werden. 

In den USA wird erwartet, daß sich die Weizenernte 1992 nach der unter- 
durchschnittlichen Ernte 1991 kräftig erhöht. Auch Kanada erwartet eine 
größere Ernte. Ähnliche Ausgangsverhältnisse gelten für Futtergetreide 
und Reis. 

Ozeanien 

In Ozeanien haben günstige Preisbewegungen die Pflanzer zu höheren 
Anpflanzungen veranlaßt. Unter normalen Wettervoraussetzungen sind 
sowohl für Weizen als auch für Futtergetreide gute Ernten zu erwarten. 

Europa 

Für Westeuropa ist der Ausblick für 1992, was Winterweizen und Futterge- 
treide angeht, günstig. Winterschäden sind kaum eingetreten. 

In Osteuropa (ohne GUS und Georgien) wird dagegen aufgrund der Ein- 
schränkung der Anbaufläche eine unterdurchschnittliche Ernte erwartet. 
In den Teilstaaten des ehemaligen Jugoslawiens haben die andauernden 
Unruhen und der Mangel an Produktionsmitteln zu einem erheblichen 
Rückgang der bestellten Flächen geführt. In den baltischen Staaten ist das 
Wetter für die Wintersaaten bisher günstig gewesen. 

Versorgungskrisen existieren oder sind nach wie vor zu befürchten in fol- 
genden Regionen: 

Afrika 

Der gesamte Süden Afrikas ist von Dürre bedroht. Der dadurch bereits ein- 
getretene Schaden an den wichtigsten Nahrungskulturen wie Mais und 
Hirse und die mit Dürreperioden immer einhergehende Schädigung der 
Weiden stellen eine erhebliche Belastung dar. Die FAO schätzt für 1992/93 
einen Importbedarf von mindestens 10 Mio. t Getreide. Dies bedeutet eine 
Verfünffachung der normalen Einfuhr. 

Äthiopien, Somalia, der Sudan, Kenia, Liberia und Sierra Leone sind in 
bezug auf ihre Nahrungsmittelsicherheit bedroht und benötigen dringend 
Zusage von Nahrungsmittelhilfe. Angesichts der wirtschaftlichen Lage 
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dieser Länder kann in vielen Fällen auch der durchaus mögliche subregio- 
nale Ausgleich nicht durchgeführt werden. Es bleibt daher festzustellen, 
daß die im südlichen Afrika besonders betroffenen Länder, die zudem 
durch Flüchtlingsströme bisher nie dagewesenen Ausmaßes belastet sind, 
ohne erhebhche Mengen von Nahrungsmittelhilfe nicht überleben kön- 
nen. Vor allem die Flüchtlinge hängen weitgehend von internationaler 
Hilfe zur Deckung ihres Grundbedarfs ab. 

GUS und Georgien 

Die elf GUS-Staaten und Georgien hatten 1990 eine Rekordernte einge- 
bracht. Die Ernte 1991 lag mit 155 t Getreide und Hülsenfrüchte um 27% 
unter dieser Rekordernte. Dennoch hat es im vergangenen Winter vor 
allem aufgrund internationaler Hilfsmaßnahmen und Importe keine 
Hungersnot gegeben. Die Versorgungslage in den Defizitgebieten bleibt 
jedoch schwierig. Besonders betroffen sind Rentner und einkommens- 
schwache Familien und Menschen, die von staatlichen Institutionen 
abhängen. 

Die Aussichten für die Wintergetreideproduktion, die ein Drittel der 
Gesamtproduktion ausmacht, sind bisher günstig. Die Ausweitung der 
Anbaufläche für Wintergetreide wird, weiterhin günstigen Wetterverlauf 
vorhergesetzt, zu einer Stabilisierung der Getreideproduktion führen. 

In anderen Bereichen der Nahrungsgütererzeugung sind 1991 erhebliche 
Rückgänge festzustellen: 

- Zuckerproduktion -19%, 

- Fleisch- und Milchproduktion - 7 bzw. 6% , 

- Fleisch- und Milchaufkauf 16 bzw. 14% weniger gegenüber 1990. 

Zugleich sind die Nahrungsmittelimporte 1991 vor allem wegen Devisen- 
mangels um 22% zurückgegangen. Dies ist besonders gravierend, da die 
importierten Nahrungsmittel erfahrungsgemäß einen großen Teil der Ver- 
sorgung in den traditionellen Defizitgebieten ausmachen. 

Zusammenfassung 

Trotz leicht zurückgehender Ernten, die für 1992 jedoch bisher noch nicht 
überschaubar sind, wird es gelingen, die Weltbevölkerung zumindest im 
bisherigen Umfang mit Nahrungsmitteln zu versorgen. Ausnahmen sind 
das südliche und östliche Afrika, wo durch Trockenheit und wegen der 
Nachwirkungen bürgerkriegsähnlicher Unruhen Verknappungen eintre- 
ten werden und wo Hilfsmaßnahmen nach wie vor durch mangelhafte 
oder zerstörte Infrastruktur behindert werden. 

In den GUS-Staaten und Georgien entwickelt sich die Wintergetreidepro- 
duktion günstig. Die Bestellung des Sommergetreides hat begonnen. Der 
Mangel an Betriebsmitteln und Ersatzteilen für die Maschinenparks sind 
Anlaß zur Sorge und erschweren eine Vorschätzung der möglichen 
Anbauflächen und der Ernteaussichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Soziaiordnung 


56. Abgeordneter 

Markus 

Meckel 

(SPD) 


Wie ist der gegenwärtige Stand der Bearbeitung 
der Kriegsopferentschädigung für die Kriegs- 
opfer aus den neuen Bundesländern, und welche 
Verfahrenserleichterunqen wurden bisher einge- 
leitet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 13. Mai 1992 

Nach den für Ende April 1992 vorliegenden vorläufigen Daten ergibt sich 
folgender Bearbeitungsstand: Von den bis dahin in den neuen Bundeslän- 
dern und im Ostteil Berlins gestellten 330129 Anträgen auf Kriegsopfer- 
versorgung konnten bis zu diesem Zeitpunkt 208955 (63,3 v. H.) bearbei- 
tet werden. Zahlungsbescheide ergingen dabei in 177282 (53,7 v. H.) 
Fällen. In der Kriegsopferfürsorge konnten von 10708 Anträgen 6928 
(64,7 V. H.) entschieden werden. Zur Beschleunigung der Antragsbearbei- 
tung im Bereich der Kriegsopferversorgung in den neuen Bundesländern 
hat die Bundesregierung insbesondere konkrete Empfehlungen für ein 
vereinfachtes und pauschalierendes Verfahren beim Erlaß vorläufiger 
Zahlungsbescheide gegeben. Dementsprechend sind in den neuen Län- 
dern, denen die Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes nach der 
bundesstaatlichen Kompetenzordnung als eigene Angelegenheit obliegt, 
Beschleunigungserlasse ergangen. Danach machen die Versorgungsver- 
waltungen der neuen Länder insbesondere von den Möglichkeiten 
Gebrauch, zunächst vorläufige Bescheide oder, wenn nur ein Teü des 
Anspruchs entscheidungsreif ist, Teilbescheide zu erteilen. 


57. Abgeordneter 

Markus 

Meckel 

(SPD) 


In welcher Reihenfolge werden die Anträge zur 
Kriegsopferentschädigung bearbeitet, und wann 
ist mit einem Abschluß der Bewilligung zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 13. Mai 1992 


Bei der Antragsbearbeitung ist eine bestimmte Reihenfolge nicht vorge- 
schrieben. Die zuständigen Versorgungsämter der Länder haben nach 
pflichtgemäßem Ermessen zu verfahren. Die neuen Bundesländer und 
Berlin haben erklärt, daß bis Mitte des Jahres der größte Teil der Anträge 
jedenfalls vorläufig beschieden sein wird. Soweit auf die Jahresmitte 
bezogene genauere Prognosen der Länder vorliegen, varüert die voraus- 
sichthche Erledigungsquote von 70% bis 98% der Anträge. Es handelt sich 
bei diesem ersten Bearbeitungsgang in vielen Fällen um Teilbescheide 
bzw. vorläufige Bescheide insbesondere über die Grundrente, denen in 
einem späteren zweiten Bearbeitungsgang ein endgültiger Bescheid ins- 
besondere auch über die einkommensabhängigen Rentenleistungen fol- 
gen muß. 


58. Abgeordneter Wie hoch werden die Kosten der Entschädigung 

Markus in den neuen Bundesländern sein? 

Meckel 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 13. Mai 1992 

Im Bundeshaushalt für das Jahr 1992 sind für Leistungen des sozialen Ent- 
schädigungsrechts in den neuen Bundesländern und im Ostteil Berlins, 
insbesondere der KriegsopferversorgungZ-fürsorge, insgesamt rd. 2,4 Mü- 
liarden DM vorgesehen. Dabei ist im Bereich der Kriegsopferversorgung 
berücksichtigt, daß die Leistungen bei Vorliegen der Voraussetzungen 
rückwirkend vom 1. Januar 1991 an bewilligt werden müssen. 
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59. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Welche Informationen und Erklärungen hat die 
Bundesregierung dafür, daß die Bundesvereini- 
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände in der 
Diskussion um die Wiedereinführung der Karenz- 
tage die jährlichen Kosten der Lohnfortzahlung 
mit 50 Milliarden DM beziffert im Gegensatz zu 
der von der Bundesregierung im Materialband 
zum Sozialbudget 1990 angegebenen Zahl von 
28,218 Milliarden DM (S. 185)? 


• Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 14, Mai 1992 


Der Bundesregierung liegt keine methodische Beschreibung des Berech- 
nungsverfahrens der Bundes Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände für die Entgeltfortzahlung vor. 

Die Bundesregierung schätzt, in Abgrenzung des Sozialbudgets, daß 
gegenwärtig rund 43 Mrd. DM jährlich für die Entgeltfortzahlung auf- 
gewandt werden. Entsprechend der Methodik des Sozialbudgets sind 
neben den Ausgaben für Krankheit hier auch die für Mutterschaft und 
Heilverfahren enthalten. 

Erhöht man diesen Betrag von 43 Mrd. DM um die Arbeitgeberanteile an 
den Sozialversicherungsbeiträgen - im Sozialbudget sind nur die den 
Arbeitnehmern direkt zufließenden Beträge gebucht -, so entspricht das 
größenordnungsmäßig den von den Arbeitgeberverbänden genannten 
50 Mrd. DM jährlich. 

Im übrigen sei darauf hingewiesen, daß es eine exakte statistische Erhe- 
bung der insgesamt jährhch auf gewandten Entgeltfortzahlungen nicht 
gibt. Alle Berechnungen sind auf Schätzungen angewiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


60. Abgeordneter 

Dr. Werner 

Hoyer 

(F.D.P.) 


Unter Nutzung welcher Konzepte können die 
steigenden Ausgaben für die Bewachung von 
Bundeswehrliegenschaften in den nächsten 
Jahren durch militärische oder gewerbliche 
Bewachung in Verbindung mit dem Einsatz von 
moderner Überwachungstechnik gesenkt wer- 
den? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 12. Mai 1992 


Die Ausgaben für die Bewachung von Bundeswehrliegenschaften können 
durch den Einsatz moderner Absicherungstechniken mittelfristig gesenkt 
werden. Dabei werden personelle Wachleistungen teilweise durch Tech- 
nik ersetzt. 

Grundsätzlich gibt es zwei Konzepte; 

- Errichtung und Betrieb eigenfinanzierter Absicherungstechnik und 
Bewachung durch vermindertes Eigen- oder Fremdpersonal; 

- Errichtung der Absicherungstechnik, Betreibung und Bewachung 
durch Fachunternehmen, die eine Gesamtwachleistung erbringen. 

An drei Pilotobjekten soll untersucht werden, ob Prognosen über Kosten- 
einsparungen und sozialverträghchen Abbau des Personals realistisch 
sind. Zur Zeit werden die Realisierbarkeit und die Auswirkungen dieses 
Konzeptes auf Haushalt und Personal noch näher geprüft. 


61. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Gibt es Schätzungen, wieviel Prozent der Wehr- 
pflichtigen eines Jahrgangs im Zeitraum bis zum 
Jahre 2000 zum Wehrdienst eingezogen werden, 
und welches Ergebnis haben diese? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 12. Mai 1992 

Ab 1992 bis zum Jahr 2000 stehen die Geburtsjahrgänge 1973 bis 1981 zur 
Einberufung als Grundwehrdienstleistende heran. Dabei wird von einer 
durchschnittlichen Jahrgangsstärke von 370000 Wehrpflichtigen in den 
90er Jahren ausgegangen; 


Planungs- 

Jahr 

Geburts- 

Jahrgang 

Jahrgangs- 

Stärke 

1992 

1973 

359 100 

1993 

1974 

349 000 

1994 

1975 

344 600 

1995 

1976 

355 400 

1996 

1977 

364 400 

1997 

1978 

366 500 

1998 

1979 

370 600 

1999 

1980 

391 600 

2000 

1981 

390 300 


Für die künftig zur Einberufung heranstehenden Geburtsjahrgänge wird 
folgende durchschnittliche Ausschöpfung prognostiziert; 
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Personenkreis 

Anzahl 

V. H. 

der 

Erfaßten 

V. H. der 

Wehrdienst- 

fähigen 

Erfaßte Wehrpflichtige (Wpfl) 

370 000 

100% 


Nicht gemusterte Wpfl 


1% 


Nicht wehrdienstfähige Wpfl 


20% 


Vorübergehend nicht wehrdienstfähig 
bzw. ohne Tauglichkeits-Grad Gemusterte 


1% 


Wehrdienstfähige 

289 000 

78% 

100% 

Von den Wehrdienstfähigen werden 




- Dienst leisten 

272 100 

74%*) 

94% 

davon: 




* Grundwehrdienst/SaZ 

185000 

50% 

64% 

* Zivildienst 

52 000 

^ 14% 

18% 

* Pohz ei/BGS 

8 000 

2% 

3% 

* Zivil-/Katastrophenschutz 

27 000 

7% 

9% 

* Entwicklungsdienst 

100 

0% 

0% 

- keinen Dienst leisten 

16 900 

5% 

6% 

davon: 




* ohne Wehrdienstausnahmen 


1% 

1% 

* mit Wehrdienstausnahmen bzw. 
Einberufungshindernissen 


4% 

5 % 


* ) Die Differenz von 1 % zu den Einzelpositionen beruht auf Rundungen! 


62. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Sind Auffassungen richtig, wonach der Prozent- 
anteil immer weiter absinkt und sich deshalb die 
Frage nach der Wehrgerechtigkeit zunehmend 
stellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 12. Mai 1992 


Solche Auffassungen sind nicht richtig. Während in der Vergangenheit 
regelmäßig nur bis zu 3% der erfaßten Wehrpflichtigen, ohne daß ein vom 
Recht anerkannter Grund vorlag, keinen Wehrdienst oder keinen ver- 
gleichbaren, anerkannten Dienst geleistet haben, wird sich diese Quote in 
Zukunft eher vermindern. Dies bedeutet, daß die künftigen Geburtsjahr- 
gänge noch intensiver ausgeschöpft werden müssen als bereits in der Ver- 
gangenheit. 


63. Abgeordneter 

Michael 

Jung 

(Limburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Initiativen plant die Bundesregierung, 
um eine ungleichmäßige Belastung zu vermei- 
den? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 12. Mai 1992 

Wie in der Antwort zu Frage 61 dargestellt, wird eine ungleichmäßige 
Belastung aller Voraussicht nach nicht eintreten, weil insbesondere mit 

- der Verkürzung des Grundwehrdienstes auf zwölf Monate, 

- der Entscheidung, daß Wehrpflichtige, die das 25. Lebensjahr vollendet 
haben, grundsätzlich nicht mehr zum Grundwehrdienst herangezogen 
werden, 

bereits der absehbaren Entwicklung der Wehrersatzlage in den 90er Jah- 
ren Rechnung getragen wird. 


64. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Welche Kriterien müssen erfüllt werden, damit 
die Lieferungen von NVA-Material an die Türkei 
fortgesetzt werden, imd ist der Lieferstopp von 
NVA-Material eingehalten worden? 


65. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Gibt es Entscheidungen der Bundesregierung, 
wann die Lieferung von ausgemusterten Phan- 
tom-Flugzeugen an die Türkei erfolgen soll? 


66. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Welche zukünftige Verwendung ist für ausge- 
musterte Alpha-Jet-Flugzeuge der Bundeswehr 
vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 8. Mai 1992 

Vorbemerkung 

Aufgrund der Ereignisse in der süd-ostwärtigen Türkei Ende März 1992 
hat die Bundesregierung am 26. März 1992 vor dem Hintergrund der mög- 
üchen Nichteinhaltung mit der Bundesregierung geschlossener Verträge 
entschieden, daß der Türkei durch die Bundesregierung so lange kein 
Rüstungsmaterial mehr geliefert wird, bis die Fragen hinsichtlich des Ein- 
satzes des gelieferten Materials über den Umfang der Abwehr eines 
bewaffneten Angriffs auf das NATO-Vertragsgebiet hinaus nicht restlos 
und befriedigend geklärt sind. In diese Sperre für die Lieferung von Rü- 
stungsmaterial an die Türkei sind neben der Lieferung von Bundeswehr- 
gerät auch die Lieferungen von Material der ehemaligen NVA einbezo- 
gen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat die Bundesregie- 
rung am 1. April 1992 zu einer umfangreichen und detaillierten Bericht- 
erstattung in dieser Sache aufgefordert. Die Berichte wurden dem Deut- 
schen Bundestag (Verteidigungs- und Haushaltsausschuß) am 24. April 
1992 zugestellt. Die Beratung dieser Berichte mit ergänzenden Fragen hat 
sowohl im Verteidigungsausschuß als auch im Haushaltsausschuß am 
6. Mai 1992 stattgefunden. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß die Beantwortung Ihrer Fragen wegen 
des unmittelbaren Zusammenhanges mit der Berichterstattung und der 
Behandlung in den Ausschüssen erst jetzt erfolgt. Den Ihnen zugestellten 
Zwischenbescheid bitte ich als gegenstandslos anzusehen. 
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Zu Frage 64 

Es gibt keinen gesonderten Lieferstopp für die Lieferung von NVA-Mate- 
rial an die Türkei. Der Lieferstopp für Rüstungsmaterial an die Türkei 
schließt Material der ehemaligen NVA ein. Die Kriterien für die Auf- 
hebung des Lieferstopps sind abhängig von der Klärung der Fragen hin- 
sichtlich des Einsatzes von seiten der Bundesrepublik Deutschland an die 
Türkei gelieferten Materials im Süd-Osten der Türkei. Der Lieferstopp ist 
seit dem 26. März 1992 eingehalten worden. Über eine Aufhebung des 
Lieferstopps ist bisher nicht entschieden worden. 

Zu Frage 65 

Auch die an die Türkei abzugebenden Flugzeuge des Typs RF-4 E (PHAN- 
TOM) unterliegen der am 26. März 1992 beschlossenen Sperre. Erst nach- 
dem die Fragen hinsichtlich des Einsatzes des seitens der Bundesrepublik 
Deutschland gelieferten Wehrmaterials im Süd- Osten der Türkei restlos 
und befriedigend geklärt sind, wird die Bundesregierung die Lieferung 
von Rüstungsmaterial an die Türkei wieder aufnehmen. Bisher sind dies- 
bezüglich keine Entscheidungen gefallen. 


Zu Frage 66 

Die Bundeswehr verfügt über 168 Flugzeuge des Typs ALPHA- Jet. Diese 
Luftfahrzeuge sind bisher weder ausgemustert noch ausgesondert. Mit 
der Aussonderung soll nach derzeitiger Planung im Laufe des Jahres 1992 
begonnen werden. Von den 168 Flugzeugen hat die Bundesluftwaffe wei- 
terhin einen Eigenbedarf von ca. 45 Flugzeugen. Für die verbleibenden 
123 Flugzeuge liegen Obernahmeersuchen/ Anfragen folgender NATO- 
Staaten vor: 

- Frankreich 

- Griechenland 

- Türkei 

- Portugal 

Vor dem Hintergrund der politischen Sensibihtät und weil die Anfra- 
gen/Übernahmeersuchen den Bestand übersteigen, muß diese Abgabe 
einer Entscheidung durch die Bundesregierung zugeführt werden. Diese 
Entscheidung ist bisher noch nicht getroffen. 

Zu Ihrer in der Sitzung des Verteidigungsausschusses gestellten Zusatz- 
frage hinsichtlich der Abgabe einer RF 4-E an die Türkei kann ich Ihnen 
mitteilen, daß die Abgabe nicht erfolgt ist. 


67. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Werden beim Luft-/Boden-Schießplatz Siegen- 
burg weiterhin der zugunsten der lärmgeplagten 
Bevölkerung eingeführte übungsfreie Ferien- 
monat August, die monatliche Veröffentlichung 
der Schießwarnungen in der örtlichen Presse mit 
Flugzeiten und Flugtagen sowie die direkte tele- 
fonische Erreichbarkeit des deutschen Range- 
Offiziers bei evtl. Nichtbeachtung der Betriebs- 
vorschriften gewährleistet? 


37 



Drucksache 12/2606 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 8. Mai 1992 


Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es keine Betriebsabsprache mit 
den amerikanischen Luftstreitkräften in Deutschland bezüglich eines 
übungsfreien Monats August. 

In diesem Zusammenhang kann ich Ihnen jedoch mitteilen, daß der 
Betrieb auf Siegenburg-Range ab dem 21. August wegen Aufräumungs- 
arbeiten für ca. fünf Wochen eingestellt wird. 

Die monatlichen Veröffentlichungen in den lokalen Presseorganen über 
den Flugbetrieb auf dem Luft- /Boden- Schießplatz sowie die telefonische 
Erreichbarkeit des deutschen Range-Offiziers werden weiterhin gewähr- 
leistet. 


68. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(F.D.P.) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über vorhandene sanitätsdiensttypische 
Einrichtungen für die Reservistenausbildung am 
Bundeswehrstandort Rennerod vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ingrid Roitzsch 
vom 8. Mai 1992 


In Rennerod ist derzeit ein Sanitätsbataillon stationiert. An dieser Statio- 
nierung wird festgehalten. Grundlagen, auf welche sanitätstypischen Ein- 
richtungen die Reservelazarettgruppe (Mobilmachungsausbildung) 
- ResLazGrp (MobAusb) - angewiesen sein wird, liegen noch nicht vor. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß die in Rennerod vorhandene Infra- 
struktur für die Belange der Ausbüdung der Reservisten der Sanitäts- 
gruppe angepaßt werden muß. Art und Umfang dieser Maßnahmen wer- 
den unter Beachtung der Planung, daß wesentliche Teile der Ausbildung 
im Rahmen der zivil-mihtärischen Zusammenarbeit an Krankenhäusern 
erfolgen soll, erst nach Vorliegen der Konzeption für die Ausbildung und 
den daraus abzuleitenden Infrastrukturforderungen festgestellt werden 
können. 


69. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(F.D.P.) 


Wie hoch sind die bei der Aufgabe des Sanitäts- 
ausbildungszentrums in Rhaunen eingesparten 
Betriebskosten und die mit der geplanten Zusam- 
menfassung der Sanitätsausbildung in Rennerod 
verbundenen Folgekosten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ingrid Roitzsch 
vom 8. Mai 1992 


Die jährüchen Betriebskosten für die Idarwald-Kaserne in Rhaunen betra- 
gen derzeit ca. 1,3 Mio. DM. Die Folgekosten in Rennerod können noch 
nicht festgestellt werden, da Art und Umfang der Ausbildung noch nicht 
im Detail festliegen. Die Stationierung der ResLazGrp (MobAusb) in 
einem größeren Standort ist jedoch wirtschaftlicher und wird zur Senkung 
der Betriebskosten führen. 
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70. Abgeordnete Kann die Bundesregierung der Überlegung zu- 

Marita stimmen, daß es sinnvoller sein könnte, ange- 

Sehn sichts fehlender Infrastruktur in der Alsberg- 

(F.D.P.) Kaserne Rennerod, die auch mittelfristig infolge 

fehlender Haushaltsmittel nicht verbesserbar ist, 
die für Rennerod eingeplanten Sanitätstruppen in 
der Idarwald- Kaserne in Rhaunen zu stationieren 
und die dort in den letzten drei Jahren mit einem 
Kostenaufwand von ca. 6 Mio. DM errichteten 
Ausbildungseinrichtungen zu nutzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ingrid Roitzsch 
vom 8. Mai 1992 


Eine Stellungnahme kann erst erfolgen, wenn die tatsächlich in Rennerod 
entstehenden Kosten den in Rhaunen erforderlich gewordenen Aufwen- 
dungen gegenübergestellt werden können. Ziel der Bundesregierung ist 
es, durch Aufgabe des kostenintensiven Kleinstandortes Rhaunen Haus- 
haltsmittel einzusparen. 


71. Abgeordnete 

Vera 

Wollenberger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Depots der ehemaligen NVA stam- 
men die laut „report" -Sendung vom 3. Februar 
1992 über den Hafen von Wismar zu verschiffen- 
den Waffen und Ausrüstungsgegenstände der 
ehemaligen NVA-Truppen, und auf welchen 
Strecken werden entsprechende (Militär-)Trans- 
porte in den Hafen von Wismar durchgeführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 12. Mai 1992 


Die It. der „report" -Sendung vom 3. Februar 1992 über den Hafen Wismar 
transportierten Waffen und Ausrüstungsgegenstände der ehemaligen 
NVA stammen aus den Bundeswehr-Depots Ostritz, Eberswalde, 
Mokrena, Halberstadt, Lohmen, Blankenburg und Rothenstein. 

Die Transporte wurden von der Deutschen Reichsbahn durchgeführt. Ein- 
zelheiten der Streckenführung konnten in der Kürze der zur Verfügung 
stehenden Zeit nicht ermittelt werden. 


72. Abgeordnete 

Vera 

Wollenberger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welche Empfängerländer gehen diese Trans- 
porte, und was erhalten die Länder im einzelnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Wilz 
vom 12. Mai 1992 

Das Material war ausschließlich für die Türkei bestimmt. Es handelte sich 
um Ersatzteile für gepanzerte Transportfahrzeuge (BTR 60), LKW mit 
Werkstattausrüstungen und Munition. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Famiiie 
und Senioren 


73. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Welche Anregungen durch die freien Wohlfahrts- 
verbände, die das gesetzliche Instrumentarium 
zur Integration Nichtseßhafter oder Wohnungs- 
loser auf dem Arbeitsmarkt verbessern sollen, 
sind der Bundesregierung bzw. dem zuständigen 
Bundesminister bekannt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 11. Mai 1992 


Der Bundesregierung liegen inhaltlich im wesentlichen übereinstim- 
mende Vorschläge des Deutschen Vereins für öffentliche und private Für- 
sorge sowie der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. zur 
Änderung des § 72 Bundessozialhilfegesetz (BSHG) und der dazu ergan- 
genen Verordnung vor. 


Diese Vorschriften regeln die Gewährung von Hilfe für Personen, bei 
denen besondere soziale Schwierigkeiten der Teilnahme am Leben in der 
Gemeinschaft entgegenstehen. Die Hilfe ist auf die Überwindung dieser 
Schwierigkeiten gerichtet, insbesondere auch auf die Integration Nicht- 
seßhafter in den Arbeitsmarkt. 


Die Vorschläge zur Änderung des § 72 BSHG dienen im wesentlichen der 
Klarstellung. Es soll deutlich werden, daß besondere Lebensverhältnisse 
zu sozialen Schwierigkeiten führen können. Weiter soll klargestellt wer- 
den, daß der Nachrang des § 72 BSHG nur dann gegeben ist, wenn andere 
Hilfen den vorhandenen Bedarf in vollem Umfang decken. Weiterhin 
sollen Hilfen zur Ausbildung, Erlangung und Sicherung eines Platzes im 
Arbeitsleben im Gesetz ausdrücklich genannt werden. Es soll ein Gesamt- 
plan erstellt werden, der eine Koordination der Hilfemaßnahmen bei evtl, 
verschiedenen, sachlich zuständigen Sozialhilfeträgern möglich macht. 

Die Vorschläge zur Verordnung zu § 72 BSHG gehen in die gleiche Rich- 
tung wie die genannten Vorschläge zur Änderung des § 72 BSHG. Die 
Verordnung nimmt als Anknüpfungspunkt für die besonderen Lebensver- 
hältnisse, die mit sozialen Schwierigkeiten verbunden sind, existentiell 
bedrohliche Lebenslagen und verknüpft diese mit individuellen Lebens- 
situationen. Darüber hinaus soll der Gedanke der vorbeugenden Hilfe in 
§ 72 Abs. 2 BSHG zur Bekräftigung auch in die Verordnung aufgenommen 
werden. Weiter sollen bei den Hilfeangeboten die den hilfebedürftigen 
Menschen gemäßen und von ihnen gewünschten Lebensformen berück- 
sichtigt und unterstützt werden. Die Verpflichtung zur Beteiligung soll 
betont und die persönliche Hilfe geregelt werden. Weiterhin wird vor- 
geschlagen, Hilfen zur Ausbildung und zur Arbeit zusammenzufassen, 
damit bereits bei den Ausbildungsmaßnahmen im Auge behalten wird, 
daß den Hilfesuchenden nach § 72 BSHG eine Hilfe zur Arbeit zu gewäh- 
ren ist, die auf ein sozialversicherungspflichtiges Besch äf tigungsverhält- 
nis abzielt. 
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74. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Welche Änderungen der §§ 18 ff. BSHG sowie des 
§ 72 BSHG und der hierzu ergangenen Rechts- 
verordnung plant die Bundesregierung bzw. das 
zuständige Bundesministerium, und inwieweit 
werden dabei die Anregungen und Formulie- 
rungsvorschläge freier Wohlfahrtsverbände be- 
rücksichtigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 11. Mai 1992 

Das Bundesministerium für Familie und Senioren beabsichtigt, im Rah- 
men der von ihr vorgesehenen umfassenderen Novellierung des Bundes- 
sozialhilf egesetzes den wesentlichen Teil der Vorschläge des Deutschen 
Vereins für öffentliche und private Fürsorge und der Bundesarbeits- 
gemeinschaft Wohnungslosenhilfe e. V. zur Änderung des § 72 BSHG zu 
übernehmen. Es wird auch angestrebt, die Vorschrift des § 19 BSHG, die 
die Schaffung von Arbeitsgelegenheiten im Rahmen der Hilfe zur Arbeit 
regelt, im Interesse der Hilfebedürftigen zu verbessern. Einzelheiten wer- 
den noch geprüft. Die Vorschläge zur Änderung der Verordnung zu § 72 
BSHG, denen die Bundesregierung grundsätzlich positiv gegenübersteht, 
müssen zwar ebenfalls noch geprüft werden, doch strebt die Bundesregie- 
rung an, die geänderte Verordnung zeitgleich mit der Novellierung des 
BSHG in Kraft zu setzen. Welche Änderungen in den genannten Vor- 
schriften die Bundesregierung vorschlagen wird, kann noch nicht gesagt 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Frauen 
und Jugend 


75. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die im Vorspann der 
Broschüre „Um Geld spielen" vertretenen 
Behauptungen besonders hinsichtlich der darin 
enthaltenen angeblich wissenschaftlich ermittel- 
ten Zahlen, und falls nicht, was hat die Bundes- 
ministerin für Frauen und Jugend dazu bewogen, 
den Druck und Versand dieser Broschüre mit 
20 000 DM aus Steuermitteln zu bezuschussen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze 
vom 11. Mai 1992 

Die Broschüre „Um Geld spielen", die von der Aktion Glücksspiel e. V. 
herausgegeben und deren Nachdruck vom Bundesministerium für Frauen 
und Jugend gefördert wurde, wendet sich an Vielspieler, die sich von ihrer 
Spielabhängigkeit lösen wollen. Dementsprechend ist die wesentliche 
Zielsetzung dieser Broschüre - und auch der für die Gewährung eines 
finanziellen Zuschusses ausschlaggebende Gesichtspunkt - die Vermitt- 
lung der Informationen über vorhandene Anlaufstellen für abhängige 
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Spieler einschließlich eines aktuaüsierten Verzeichnisses der Spieler- 
Selbsthilfegruppen. Lediglich in einem knapp gefaßten Vorwort findet 
sich die Anmerkung, daß die Zahl der abhängigen Spieler sich bis heute 
einer genauen Feststellung entzieht und in unterschiedhchen wissen- 
schaftlichen Untersuchungen zwischen 20000 und 1 Million schwanke. 
Diese Aussage enthält keine Festlegung und wird auch nicht als Erkennt- 
nis der Verfasser dargestellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


76. Abgeordneter 

Dr. Olaf 
Feldmann 

(F.D.P.) 


Wie und wann wird das von der Bundesregierung 
in der Koalitionsvereinbarung vom 16. Januar 
1991 beschlossene Privatisierungskonzept für die 
DSG (Deutsche Service -Gesellschaft) der Bahn 
GmbH umgesetzt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 11. Mai 1992 


Die Überlegungen zur Privatisierung der Deutschen Service -Gesellschaft 
der Bahn GmbH (DSG) sind insbesondere im Hinblick auf die in die Prü- 
fung einbezogene Wiederzusammenführung der DSG mit der Mitropa AG 
noch nicht abgeschlossen. Die Zusammenführung beider Gesellschaften 
soll bis Ende 1992 durchgeführt sein. 

Die Marktfähigkeit der IC- Hotelkonzeption wird von der Fachöffentlich- 
keit und dem DEHOGA anerkannt. Nach Auskunft der Deutschen Bun- 
desbahn (DB) haben sich für die genannten Hotels bisher zwölf Interessen- 
ten gemeldet. Zu konkreten Vertragsabschlüssen ist es bisher nicht 
gekommen, was nach Auffassung der DB insbesondere auf die kurze Ent- 
wicklungs- und Aufbauphase der Hotel-Gesellschaft zurückzuführen ist. 
Insoweit betreibt die InterCity GmbH die drei Hotels in der Übergangs- 
phase als Betriebsführungsgesellschaften der Bahn. 

Dies entspricht dem Gebot einer ordnungsgemäßen Wirtschaftsführung. 
Ohne diese Maßnahme würden die Hotels keine Einnahmen erzielen, was 
im Hinblick auf die Investitionen nicht vertretbar wäre. Die Gründung der 
Betriebsführungsgesellschaften schließt die kurzfristige Übernahme der 
Betriebsführung durch geeignete Franchisenehmer nicht aus. 


77. Abgeordnete 

Gerlinde 

Hämmerle 

(SPD) 


Treffen Informationen zu, daß bei verschiedenen 
Bunde sb ahn diensts teilen im Bereich der Direk- 
tion Karlsruhe Schutzbunker erstellt werden 
solle? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 7, Mai 1992 


Im Bereich der Bundesbahn dir ektion Karlsruhe sind einige Schutzräume 
des baulichen Betriebsschutzes im Bau bzw. in der Planung. Sie dienen der 
Sicherung der Funktionsfähigkeit wichtiger Arbeitsplätze des Betriebs- 
personals und der technischen Einrichtungen im Verteidigungsfall, bei 
Katastrophen und anderen Gefahrenlagen. 


78. Abgeordnete Aufgrund welcher Vorgaben soll der Bunkerbau 

Gerlinde erfolgen? 

Hämmerle 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 7. Mai 1992 


Die Maßnahmen des baulichen Betriebsschutzes erfolgen auf der Grund- 
lage des Schutzbaugesetzes in Verbindung mit dem Verkehrssicher Stel- 
lungsgesetz sowie des jeweiligen Bundeshaushalts. 


79. Abgeordnete Wie erfolgt die Finanzierung dieser Vorhaben? 

Gerlinde 

Hämmerle 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 7. Mai 1992 


Diese Vorhaben sind jeweils Bestandteil des vom Deutschen Bundestag 
verabschiedeten Bundeshaushalts (Kapitel 36 07, Sicherstellung des 
Verkehrs). 


80. Abgeordnete 

Gerlinde 

Hämmerle 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß ein 
solches Vorhaben zeitgemäß ist, und gibt es 
Überlegungen, solche Projekte zu stoppen bzw. 
zu streichen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 7. Mai 1992 

Bauliche Schutzmaßnahmen zur Sicherstellung des Verkehrs bleiben 
nach Auffassung der Bundesregierung notwendiger Bestandteil der Vor- 
kehrungen zur Versorgung mit Gütern und Leistungen im Verteidigungs- 
fall, bei Katastrophen und anderen Gefahrenlagen (vgl. die vom Bundes- 
minister des Innern unter dem Datum des 20. September 1991 dem Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages vorgelegten Erwägungen zu den 
„Strukturen der zivilen Verteidigung"). 
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81. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Aus welchem flugbetriebhchem Grund wurde die 
Aufnahme des Werkes Münchsmünster der 
Firma Hoechst AG in die Liste der Industriean- 
lagen hoher Gefahrenklasse im Luftfahrthand- 
buch Teil II abgelehnt, und besteht zwischen 
dieser Ablehnung und der räumhchen Nähe 
des Luft-/Bodenschießplatzes Siegenburg ein 
Zusammenhang? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 8. Mai 1992 

Hinsichtlich der grundssätzhchen Gesichtspunkte zum „Schutz von Indu- 
strieanlagen hoher Gefahrenklasse gegen Flugzeugabstürze" verweise 
ich auf die Antwort der Bundesregierung zur gleichlautenden Kleinen 
Anfrage in Drucksache 12/2398. 

Das Werk Münchsmünster liegt im An- und Abflugbereich des Militär- 
flugplatzes Ingolstadt. Die örtlichen Verfahren für Flüge nach Sichtflug- 
regeln führen nicht über die Industrieanlage. Bei Starts und Landungen 
von Flügen nach Instrumentenflugregeln muß das Werk allerdings über- 
flogen werden. Eine Prüfung hat ergeben, daß eine Verlegung technisch 
nicht möglich ist. Die Flughöhen im Bereich des Werks betragen dabei 
mindestens 400 m über Grund. 

Es besteht kein Zusammenhang mit den festgelegten Verfahren für die 
Abwicklung des Flugbetriebes im Bereich des Luft-/Bodenschießplatzes 
Siegenburg. 


Welche Fortschritte zur Lärmverminderung auf 
der Eisenbahnstrecke Hamburg — Berlin wurden 
bisher durch den Einsatz der Triebfahrzeuge der 
Lok-Baureihe 119.3 anstelle der bisher genutzten 
Triebfahrzeuge der Baureihe 132, auch „Taiga- 
Trommel" genannt, in diesem Jahr erreicht? 


82. Abgeordneter 

Dr. Rolf 

Niese 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 11. Mai 1992 

Die ersten beiden Diesellokomotiven der Baureihe 229, die durch Umbau 
aus der Baureihe 119 entstanden, sind Ende März 1992 von der Fa. Krupp 
an die Deutsche Reichsbahn übergeben worden. Die Probe- und Meßfahr- 
ten dauern derzeit noch an. Fest steht, daß von der Baureihe 229 deutlich 
weniger Geräuschemissionen ausgehen als von der Baureihe 232 (früher 
132). 

Die insgesamt 20 Loks der Baureihe 229 werden ab Sommer-Fahrplan- 
wechsel 1992 entsprechend ihrer Auslieferung durch die Lokindustrie 
nach und nach die Baureihe 232 insbesondere vor IC-Zügen auch auf der 
Strecke Hamburg — Berlin ersetzen, wobei zunächst vorrangig Züge in 
Tagesrandlagen mit den neuen Lokomotiven gefahren werden sollen. 


83. Abgeordneter 

Dr. Rolf 

Niese 

(SPD) 


Welche Ergebnisse brachten die angekündigten 
kurzfristigen Maßnahmen der Deutschen Reichs- 
bahn an den Triebfahrzeugen selbst, durch die 
die’Lärmabstrahlung vermindert werden soll? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 11. Mai 1992 


Von den Diesellokomotiven der Deutschen Reichsbahn wird vor allem die 
Baureihe 232 wegen des Pfeifgeräuschs ihres aus der ehemaligen UdSSR 
gelieferten Abgasturboladers subjektiv als laut empfunden, obwohl Mes- 
sungen ergeben haben, daß diese Baureihe insgesamt leiser ist als ver- 
gleichbare Diesellokomotiven der Deutschen Bundesbahn. 

Die Deutsche Reichsbahn hat Auftrag erteilt, durch konstruktive Verände- 
rungen die als lästig empfundenen Frequenzen im Geräuschpegel zu eli- 
minieren. Ein erstes Baumuster einer derart umgebauten Lok wird Mitte 
Mai 1992 ausgeliefert und für Meßfahrten zur Optimierung der Schall- 
dämpfer zur Verfügung stehen. 


84. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die Bedeutung des Rad- 
fahr-Tourismus zwischen Passau und Wien be- 
kannt, und was unternimmt sie zur Bereitstellung 
speziell für die Fahrradmitnahme ausgerüsteter 
DB- Wagen bei der Anreise nach Passau? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 11. Mai 1992 


Die Bedeutung des Radfahr-Tourismus zwischen Passau und Wien ist der 
Deutschen Bundesbahn (DB) bekannt. Sie bietet aufgrund der großen 
Nachfrage für die Anreise nach bzw. für die Rückreise ab Passau in vier 
D-Zügen Gepäckwagen für die Fahrradmitnahme an. Die vorzuhaltenden 
Wagenkapazitäten für die Fahrradmitnahme kann die DB aus wirtschaft- 
lichen Gründen aber nicht an dem saisonalen Spitzenaufkommen weniger 
Tage ausrichten. Infolge der zunehmenden Bedeutung des Fahrradtouris- 
mus wird sie zum Fahrplanwechsel 31. Mai 1992 ihr Angebot jedoch ver- 
suchsweise durch die Einrichtung eines Fahrradabteils mit 16 Stellplätzen 
im EC-Zugpaar 22/23 ergänzen. Eine Ausweitung dieses Angebotes auf 
weitere IC- und EC-Züge wird geprüft. 


85. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Ist es künftig Bahn-Pohtik, Leerwagen schon an 
der deutschen Grenze in Passau zu nutzen und 
den Spediteuren zur Verfügung zu stellen, oder 
wird die kostenträchtige Zentralisierung, z. B. am 
Bahnhof Nürnberg, fortgesetzt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 11. Mai 1992 


Die DB ist schon heute bemüht, in Zusammenarbeit mit den Österreichi- 
schen Bundesbahnen Leerwagen ab der deutschen Grenze den Verladern 
zur Verfügung zu stellen. Nach Auskunft der DB läßt sich jedoch eine zen- 
trale Behandlung wegen des überregionalen Wagenausgleichs nicht 
grundsätzlich vermeiden. 
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86. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Denkt die Bundesregierung, z. B. im Zuge einer 
Dezentralisierung von Behörden und Dienststel- 
len, auch daran, einen verkehrstechnisch aner- 
kannt guten Standort wie Passau (Eisenbahn, 
Autobahn, Wasserstraße - Einzugsbereich Öster- 
reich und CSFR) eisenbahnpolitisch zu stärken 
statt wie in der Vergangenheit zu schwächen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 11. Mai 1992 

Die DB verfügt in Passau zur Zeit über folgende Dienststellen: 

- Bahnhof mit 327 Arbeitsplätzen 

- Betriebswerk mit 320 Arbeitsplätzen 

- Güterabfertigung mit 97 Arbeitsplätzen 

- Bahnmeisterei mit 94 Arbeitsplätzen 

- Stützpunkt des Geschäftsbereiches Bahnbus mit 85 Arbeitsplätzen. 

Die DB beabsichtigt, im Zusammenhang mit der Strukturreform der Deut- 
schen Eisenbahnen die Dienststellen des Außendienstes als örtliche Nie- 
derlassungen mit größerer Verantwortung und umfassenden Kompeten- 
zen auszustatten. Einzelheiten hierzu kann die DB zur Zeit noch nicht 
angeben. 


87. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Kann die Deutsche Bundesbahn die ab Sommer- 
fahrplan 1993 eingesetzten InterRegio-Züge statt 
in München auch in Passau stationieren, um dort 
Eisenbahner-Arbeitsplätze zu sichern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 11. Mai 1992 


Die laufende Unterhaltung und Wartung der hochwertigen und technisch 
anspruchsvollen InterRegio- Wagen muß aus wirtschaftlichen Gründen 
bei größeren und leistungsfähigen sowie maschinell und werkstattmäßig 
entsprechend ausgestatteten Betriebswerken durchgeführt werden. Da 
Dienststellen in Passau diese infrastrukturellen Voraussetzungen nicht 
erfüllen, ist die Beheimatung der IR-Züge, die aus kundendienstlichen 
und Umlaufgründen in München beginnen und enden, von der DB auch 
künftig in München vorgesehen. 

Lediglich in der Relation Hamburg — Ruhrgebiet können zur Vermeidung 
einer Überlastung bestimmte IC nur in Verbindung mit einer Zulassungs- 
karte, die von der jeweiligen Militärdienststelle ausgegeben wird, benutzt 
werden; diese Zulassungskarte ist ebenfalls unentgeltlich. Alternativen in 
anderen zeitlichen Lagen sind hinreichend vorhanden. 


88. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Wann ist seitens des Bundesministeriums für Ver- 
kehr mit der haushaltsrechtlichen Genehmigung 
der vom Freistaat Bayern beantragten Lärm- 
schutzmaßnahmen an der Bundesautobahn A 3 
im Stadtgebiet Passau zu rechnen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 11. Mai 1992 

Der Vorentwurf für Lärmschutz maßnahmen im Zuge der A 3 im Bereich 
der Donaubrücke Schalding im Stadtgebiet von Passau wurde vom Bun- 
desministerim für Verkehr im März 1992 genehmigt. Derzeit bereitet die 
bayerische Straß enbauverwaltung die Unterlagen für das noch durchzu- 
führende Planfeststellungsverfahren vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


89. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustin o Witz 

(CDU/CSU) 


Ist es bei der Abfassung der TA Siedlungsabfall 
vorgesehen, Übergangsvorschriften zu erlassen, 
um die Entsorgungssicherheit in den Landkreisen 
nicht zu gefährden? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 7. Mai 1992 

Nach Anhörung der beteiligten Kreise erläßt die Bundesregierung gemäß 
§ 4 Abs. 5 AbfG mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften für die Entsorgung von Abfällen nach dem Stand der 
Technik. 

Nach Fertigstellung der Technischen Anleitung zur Lagerung, chemisch/ 
physikalischen, biologischen Behandlung, Verbrennung und Ablagerung 
von besonders überwachungsbedürftigen Abfällen vom 12. März 1991 
(sog. „TA Sonderabfall") hat der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit den Entwurf für eine „Technische Anleitung zur 
Vermeidung, Verwertung, Behandlung und sonstigen Entsorgung von 
Siedlungsabfällen" erarbeitet (TA Siedlungsabfall). Dieser Entwurf befin- 
det sich derzeit in den Abstimmungsgesprächen und soll im Sommer dem 
Bundeskabinett zugeleitet werden. 

Zur Gewährleistung der Entsorgungssicherheit enthält der Entwurf ange- 
messene Fristen für die Umsetzung der Vorgaben der TA Siedlungsabfall. 
Dabei handelt es sich um Übergangsregelungen für die technische Nach- 
rüstung von bestehenden Abfallentsorgungsanlagen sowie um Über- 
gangsvorschriften für die Schaffung der für eine gesicherte und umwelt- 
verträgliche Abfallentsorgung notwendigen Infrastruktur. 


90. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung die Einstel- 

Lieselott lung des Pilotprojektes der Nürnberger Sandoz 

Blunck AG zur Herstellung biologisch abbaubarer 

(SPD) Ampullenverpackungen aus Kartoffelstärke, weil 

u. a. die dabei vorgesehene (dezentrale) Kompo- 
stierung der in der Verpackungs Verordnung vor- 
geschriebenen Rücknahmepflicht für Verkaufs- 
verpackungen widerspricht, und ist die Bundes- 
regierung bereit, diese Hemmnisse durch eine 
gesetzliche Klarstellung zu beseitigen? 
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Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 12. Mai 1992 


Die Bundesregierung begrüßt alle Bemühungen der betroffenen Wirt- 
schaftskreise, die den Zielen der Verpackungsverordnung dienen. Inwie- 
weit das Vorhaben der Firma Sandoz hier ebenfalls eine besonders um- 
weltverträgliche Verpackungslösung im Sinne der Verpackungsverord- 
nung darstellt, muß derzeit indessen noch offenbleiben, da die Umweltbe- 
wertung von bioabbaubaren Stoffen aus nachwachsenden Rohstoffen 
noch weiter untersucht werden muß. Ungeachtet dessen ist insoweit eine 
Änderung der Verpackungsverordnung nicht erforderlich, da die Kompo- 
stierung im Sinne der Verordnung eine Art der stofflichen Verwertung ist. 


Da die stoffliche Verwertung jedoch außerhalb der öffentlichen Abfallent- 
sorgung zu erfolgen hat, genügt es nicht, den Endverbraucher auf eine 
kommunale Biomüllsammlung zu verweisen. Die marktwirtschaftliche 
Verantwortung des Herstellers für seine Verpackung muß vielmehr auch 
dadurch zum Tragen kommen, daß er in eigener Regie Verwertungs- 
systeme aufbaut und betreibt. Da er sich hierzu auch Dritter bedienen 
kann, ist es auch zulässig, im Rahmen von vertraglichen Abmachungen 
mit kommunalen Entsorgern deren Anlagen im Einzelfalls mitzubenut- 
zen. 


91. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß 
für die Textilindustrie als wichtigster Branche im 
Indirekteinleiterbereich dringend eine Novellie- 
rung der 38. Abwasserabgaben- Verwaltungsvor- 
schrift nötig ist, und welchen Grund gibt es dafür, 
daß in dem Gesprächskreis Bund/Länder, der 
diese Novellierung erarbeiten soll, entgegen der 
sonstigen Übung, keine Vertreter der betroffenen 
Industrie und der Forschung vertreten sind? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 7. Mai 1992 


Die Bundesregierung sieht in der Forts chreibung der 38. AbwasserVwV 
vom 5. September 1984 - Textilherstellung - einen wesentlichen Beitrag 
zur Entlastung der Gewässer und der kommunalen Kläranlagen. Mit der 
Fortschreibung wurde, wie in den anderen Abwasserherkunftsbereichen, 
eine Expertengruppe aus Bund und Ländern beauftragt. In diese Arbeiten 
vmrden auch Vertreter von Wissenschaft und Industrie einbezogen. Die 
Bereitschaft der betroffenen Industrie zur offenen und konstruktiven 
Mitarbeit hielt sich in der Anfangsphase im Gegensatz zu anderen Indu- 
striebereichen in Grenzen. So mußte eine vom Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit an das Wasserwirtschaftsamt 
Reutlingen vergebenes FuE- Vorhaben ohne Ergebnis abgebrochen wer- 
den, da die Textilindustrie ihre Mitarbeit verweigerte. Zwischenzeitlich 
befindet sich der Referentenentwurf in der abschließenden Abstimmung. 
Er soll in Kürze der betroffenen Industrie ebenso wie den übrigen beteilig- 
ten Kreisen zur Anhörung zugeleitet werden, um die Vorschrift noch im 
Laufe dieses Jahres verabschieden zu können. 


48 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/2606 


92. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine Novellierung der 38. Abwasserabgaben- 
Verwaltungs Vorschrift Bewertungen der CSB- 
Emissionen, mit denen auch eine Einstufung der 
ökotoxikologischen Relevanz dieser Stoffe mög- 
hch wäre, enthalten und den „Stand der Technik" 
als Anforderungsniveau harmonisieren sollte? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 7. Mai 1992 


Grundlage für die Festlegungen in der überarbeiteten Vorschrift ist ent- 
sprechend der Forderung von § 7a Abs. 1 Satz 3 Wasserhaushaltsgesetz 
der Stand der Technik. Dabei bildet die produktionsintegrierte Vermei- 
dung und Verringerung gefährlicher Abwasserinhaltsstoffe mit besonde- 
rer ökotoxikologischer Relevanz eine entscheidende Rolle, Diese sollen 
entsprechend streng begrenzt werden. 


Trifft es zu, daß die Abwassertechnische Vereini- 
gung darauf aufmerksam gemacht hat, daß von 
der Kammer der Technik der ehemaligen DDR in 
den Jahren 1974 bis 1990 insgesamt etwa 24 For- 
schungsberichte über die Abwasserbehandlung 
von Textilbetrieben vorlägen und im Zuge der 
Arbeiten an der zu novellierenden Anlage 38 
ausgewertet werden sollten, und warum ist die 
Bundesregierung dieser Anregung nicht gefolgt? 

Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 7. Mai 1992 

Die Forschungsergebnisse der ehemaligen DDR über die Abwasserbe- 
handlung von Textilbetrieben sind bekannt und in die Arbeit der Exper- 
tengruppe zur Fortschreibung der 38. AbwasserVwV eingebracht worden. 
Wesentliche Erkenntnisse für die besonders kritischen Bereiche haben sie 
nach Aussagen von Mitgliedern der Gruppe nicht gebracht. 


93. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


94. Abgeordnete 

Marion 

Caspers-Merk 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit statt 
dessen eine Ingenieurgesellschaft aus Stuttgart 
mit einer Studie über Möglichkeiten der Abwas- 
serbehandlung von Textilbetrieben beauftragt 
hat, und welche Gründe waren für die Beauftra- 
gung gerade dieser Gesellschaft ausschlag- 
gebend? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 7. Mai 1992 


Es trifft nicht zu, daß das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit „statt dessen" eine Studie über Möglichkeiten der 
Abwasserbehandlung an eine Ingenieurgesellschaft in Stuttgart vergeben 
hat. Zutreffend ist hingegen, daß das Umweltbundesamt im Hinblick auf 
die notwendige Fortschreibung der Anforderungen an ein Planungsbüro 
in Aschaffenburg ein Vorhaben „Reduktion der Abwasserbelastung in der 
Textilindustrie" vergeben hat. Die Vergabe erfolgte aufgrund der fach- 
lichen Qualifikation und umfangreicher Erfahrung des Auftragnehmers in 
diesem Bereich. 
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95. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Entschließung des Europäischen Parlaments 
vom 13. September 1991, die Einfuhr und den 
Handel wildlebender Vögel in die EG betreffend, 
angesichts der erschreckenden Zahlen über den 
legalen und illegalen Import von tropischen und 
subtropischen Wildvögeln und die dabei entste- 
henden horrenden Verluste, den dringenden 
Handlungsbedarf nicht zuletzt wegen der bisher 
fehlenden völhg unzureichenden Schutzbestim- 
mungen deutlich macht, und wird die Bundes- 
regierung daher umgehend die Initiative ergrei- 
fen, um diesen Verschleiß von Wildvögeln, die, 
um die Interessen von Tierhaltern zu wahren, 
auch nachgezüchtet werden können, durch Um- 
setzung der Entschließung in bindende Rechts- 
vorschriften zu unterbinden? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 12. Mai 1992 

Die Bundesregierung hat ihre Haltung zur Entschließung des Europäi- 
schen Parlaments bereits in der Antwort vom 30. Dezember 1991 auf eine 
gleichlautende Anfrage der Abgeordneten Ingrid Walz dargelegt. Diese 
Auffassung ist weiterhin unverändert. 

Ergänzend verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulrike Mehl, Hermann Bachmaier u. a. 
- Vorsorgender Artenschutz durch Erlaubnislisten - vom 19. März 1992 - 
Drucksache 12/2338. 


96. Abgeordneter 

Harald B. 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung unternommen, um 
eine Zwischenlagerkapazität in den neuen Bun- 
desländern für radioaktive Abfälle einzurichten, 
nachdem das Lager Morsleben gegenwärtig 
nicht zur Verfügung steht? 


97. Abgeordneter 

Harald B. 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Welche der neuen Bundesländer haben Zwi- 
schenlagerkapazitäten aufgebaut oder sind im 
Begriff, diese aufzubauen? 


98. Abgeordneter 

Harald B. 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Wo werden die Zwischenlager eingerichtet, und 
ab wann sind sie betriebsbereit? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 7. Mai 1992 
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die Zwischenlagerung radioaktiver Abfälle Landessammelstellen einzu- 
richten. In der Regel werden dort nur radioaktive Abfälle aus Industrie, 
Medizin und Forschung angenommen (§ 82 der Strahlenschutzverord- 
nung). Für radioaktive Abfälle aus dem Umgang mit Kernbrennstoffen, 
insbesondere dem Betrieb von Kernkraftwerken, obliegt es bis zur Inbe- 
triebnahme von Anlagen zur Endlagerung radioaktiver Abfälle dem 
Abfallproduzenten, die Zwischenlagerung der bei ihm anfallenden radio- 
aktiven Abfälle durchzuführen (§ 9 a Abs. 2 Satz 2 des Atomgesetzes in 
Verbindung mit den §§81 und 86 der Strahlenschutzverordnung), 

Von den neuen Bundesländern planen Sachsen, Sachsen-Anhalt, Bran- 
denburg und Mecklenburg- Vorpommern die Einrichtung einer Landes- 
sammelstelle. Thüringen ist weiter bemüht, gemeinsam mit dem Freistaat 
Sachsen eine Landessammelstelle zu betreiben. Entscheidungen über 
Standorte der Landessammelstellen sind noch nicht gefallen. 

Für die radioaktiven Abfälle aus den Kernkraftwerken Lubmin und 
Rheinsberg sind Zwischenlager auf dem Gelände des Kernkraftwerkes 
Lubmin vorgesehen. 

Von den Ländern werden mit Unterstützung des Bundes alle Anstrengun- 
gen unternommen, die Landessammelstellen so bald wie möglich einzu- 
richten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


99. Abgeordneter 

Dr. Ulrich 
Briefs 

(fraktionslos) 


Welche Ziele verfolgten die biotechnischen For- 
schungsprogramme des Bundesministers für For- 
schung und Technologie oder der EG, und 
welche Unternehmen sind daran beteüigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 12. Mai 1992 

Das gegenwärtig laufende deutsche Forschungsprogramm „Biotechnolo- 
gie 2000" wurde im August 1990 von der Bundesregierung verabschiedet. 
Die übergreifenden forschungspolitischen Ziele der Bundesregierung 
„Sicherung einer breitangelegten Grundlagenforschung, Förderung der 
Vorsorgeforschung und Verbesserung der Rahmenbedingungen für die 
wirtschaftseigene FuE" sind auch die Richtschnur für das Förderpro- 
gramm Biotechnologie 2000. Die Förderung der Biotechnologie soll einer- 
seits dazu dienen, grundlegendes Wissen über die Entstehung von Krank- 
heiten (z. B. wie Krebs, AIDS, Alzheimer, Schizophrenie), zu den Wir- 
kungsmechanismen von Mikroorganismen und ihrem Zusammenspiel im 
Ökosystem sowie zur Photosynthese als Grundlage für die Energiegewin- 
nung zu schaffen. Da die Biotechnologie aufgrund ihres Querschnittcha- 
rakters für die Zukunft unserer Wirtschaft (betroffene Branchen: Phar- 
ma/Chemie, Apparatebau, Nahrungsmittel, Neue Materialien, Landwirt- 
schaft) besonders bedeutsam ist, soll die Forschungsförderung anderer- 
seits die Breitenwirkung dieser Schlüsseltechnologie und die Verzahnung 
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von Grundlagenforschung und angewandter Forschung verstärken. Ins- 
besondere die Mittelstandsförderung im Programm Biotechnologie 2000 
trägt dazu bei, daß rd. 250 Unternehmen am Förderprogramm beteiligt 
sind. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften fördert im Rahmen 
ihrer Forschungsprogramme ergänzend zu den nationalen Programmen 
der Mitgliedstaaten gezielt solche Projekte, bei denen die internationale 
wissenschaftliche Kooperation besonders sinnvoll ist. Dies ist z. B. in der 
Umweltbiotechnoiogie und der biologischen Sicherheitsforschung der 
Fall. Internationale Förderung ist aber auch sinnvoll, wo die Entwicklung 
gemeinsamer Normen in der Europäischen Gemeinschaft vorangetrieben 
werden soll, wie z. B. bei neuen Prüftests als Ersatzmethoden zum Tier- 
versuch. An den europäischen Programmen zur Biotechnologie sind ca. 
100 europäische Firmen beteiligt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


100. Abgeordneter 

Hans- Günther 
Toetemeyer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 
wirtschaftliche Situation Simbabwes aufgrund 
einer verheerenden Dürrekatastrophe drama- 
tisch verschlechtert hat, und welche konkreten 
Schritte gedenkt sie zu unternehmen, um die not- 
leidende Bevölkerung mit dringend notwendigen 
Lebensmitteln wie Mais (1,7 Mio. t), Zucker 
(5,5 Mio. t), Fleisch, Milchpulver etc. zu versor- 
gen? 


Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 8. Mai 1992 


Nach den Feststellungen der FAO und des Welternährungsprogramms 
hat eine unerwartet lange Dürre im südlichen Afrika zu Ernte ausfällen bis 
zu 80% des Durchschnittsertrags geführt. Damit sind etwa 40 Mio. Men- 
schen in der Region von einer Hungersnot bedroht. Von der Dürre beson- 
ders betroffen sind Simbabwe, Sambia, Mosambique und Malawi. In 
Simbabwe ist das Nahrungsmittelproblem besonders akut, da die Vorräte 
nur bis zum April d. J. ausreichten. 

Die EG -Kommission hat im Rahmen eines breiter gefaßten Nahrungsmit- 
tel-Sonderprogramms 1992 (Gesamtvolumen 800000 t / Wert 220 Mio. 
ECU) Nahrungsmittelhilfe für die Staaten des südlichen Afrika von 
360 000 t Getreideäquivalent vorgesehen. Aus diesem Programm wird 
Simbabwe voraussichtlich 80 000 1 erhalten. 

Die EG-Kommission geht davon aus, daß die Gemeinschaft und ihre Mit- 
gliedstaaten gemeinsam etwa 35 bis 40% des dürrebedingten Zusatz- 
bedarfs abdecken werden. Sie hat die Mitghedstaaten um entsprechende 
Hilfe gebeten. 
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Die Bundesregierung prüft zur Zeit Möglichkeiten, zusätzliche bilaterale 
Nahrungsmittelhilfen für das südliche Afrika bereitzustellen. Auch hier- 
von soll den bedürftigen Bevölkerungsteilen in Simbabwe ein größerer 
Anteil zugute kommen. 

Die Bundesregierung wird außerdem Simbabwe in Kürze im Rahmen der 
Finanziellen Zusammenarbeit 10 Mio. DM zusätzlich zur Förderung eines 
„Sektorbezogenen Programms Landwirtschaft" zur Verfügung stellen. 


101. Abgeordneter 

Hans-Günther 

Toetemeyer 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung einem Erlaß 
der Kreditverbindlichkeiten Simbabwes in Höhe 
von 370 Mio. DM bisher nicht zugestimmt hat, 
obwohl die Gelder dringend für humanitäre 
Zwecke sowie Umwelt- und Tierschutzprojekte 
benötigt werden, und welche unterstützenden 
Schritte gedenkt sie hinsichtlich der Überwin- 
dung der Zahlungsschwierigkeiten Simbabwes 
zu unternehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 8. Mai 1992 

Ja. 

Zur Linderung der Zahlungsschwierigkeiten Simbabwes hat die Bundes- 
regierung bereits im November 1991 sowohl die für 1991 als auch die für 
das Jahr 1992 eingeplante Strukturhilfe von je 15 Mio. DM zugesagt. Die 
Prüfung des Vorhabens durch die Kreditanstalt für Wiederaufbau ist 
abgeschlossen und die Vorbereitungen für den Darlehens Vertragsab- 
schluß und die Auszahlung des Gesamtbetrages von 30 Mio. DM sind an- 
gelaufen. 

Im Bereich der Finanziellen Zusammenarbeit kommt die Bundesregie- 
rung Simbabwe jedoch bereits seit 1989 durch die Gewährung besonders 
günstiger IDA-Konditionen (40 Jahre Laufzeit, 10 Freijahre, 0,75% Zin- 
sen) entgegen, was einem Zuschußelement von etwa 80% entspricht. 


102. Abgeordnete 

Verena 

Wohlleben 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem 
Zusammenhang die Nahrungsmittelhilfe-Politik 
der Europäischen Gemeinschaft? 


Antwort des Staatssekretärs Wighard Härdtl 
vom 8. Mai 1992 


Die EG-Kommission hat in den von Trockenheit, Bürgerkrieg oder Flücht- 
lingen betroffenen Gebieten am Horn von Afrika, im südlichen Afrika, 
aber auch in Kamputschea, 1992 700000 t Nahrungsmittelhilfe vorgese- 
hen. Angesichts der dramatischen Entwicklung der Versorgungssituation 
in diesen Gebieten hat die Kommission zusätzlich ein Nahrungsmittel- 
hilfe-Sonderprogramm 1992 im Umfang von 800000 t Weizenäquivalent 
vorgeschlagen, daß der Ministerrat (Entwicklungsminister) vom 4. Mai 
1992 beschlossen hat. Ein Verteilungsvorschlag, der mit anderen Gebern 
abgestimmt ist, soll am 12. Mai 1992 behandelt werden. 
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Die EG -Kommission hat rechtzeitig und umfassend informiert und in 
einem frühen Stadium der Informationen über katastrophale Ernteausfälle 
im südhchen Afrika ein Sonderprogramm vorgelegt. 


Bonn, den 15. Mai 1992 
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